
der ~en zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

- - - - XI. Gesetzgebungsperiode 

19. Okt. 1966 

Bericht 
der österreichischen Delegation zur Beratenden Versammlung 

des Europarates über die XVII. Sitzungsperiode 

III-32 der Beilagen XI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 1 von 22

www.parlament.gv.at



Einleitung 

Der in Straßburg beheimatete Europarat 
beruht auf dem Grundsatz der Zusammenarbeit 
der Staaten, nicht der Integration, und stellt 
insofern unter den seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges entstandenen, europäischen Organi­
sationen eines der lockersten Gebilde dar. Sein 
Strukturprinzip hat jedoch dieses Forum des 
Gedankenaustausches zwischen den Regierungen 
und den Parlamentariern zum wichtigsten insti­
tutionellen Band gemacht, das auch noch in der 
Ar.a der Integrationsbestrebungen alle freien und 
demokratischen Staaten Europas über alle be­
stehenden wirtsd13ftlichen und politischen Spal­
tungen hinweg vereint. Neben der Ausstrahlung 
der Debatte im Ministerrat und in der Europa­
ratsversammlurug (Beratende Vers,ammlung des 
Europara~) auf die öffentliche Meinung bilden 
die Ausarbeitung urrd der Absdlluß europäischer 
übereinkommen den wesentlichen Beitrag des 
Europarates zur europäischen Integration. 

Der einzige Weg, der dem Europarat zu di,e­
sem Zieloffensteht, ist der der überzeugung 
der Mitgliedstaaten von der Richtigkeit, ja 
Notwendigkeit des Abschlusses von überein­
kommen. Vorstöße hiezu können sowohl vom 
Ministerrat wie von der Europaratsversammlung 
ausgehen. Die von den Experten ausgearbeiteten 
Entwürfe wandern zwisdlen den beiden Or­
ganen hin und her, bis eine Formel des Kom­
promisses gefunden willden ist, die die Wünsche 
der Versammlung soweit wie möglich und die 
Auffassungen der Regierungen maximal berück­
sichtigt. Dann werden die Abkommen im 
Ministerrat zur Unterzeichnung aufgelegt, womit 
die Außenminister in der Regel die Verpflidl­
tung übernehmen, das übereinkommen durch 
die Regierung den nationalen gesetz,gebenden 
Körperschaften zu'! Rati'fikation vorzulegen. 

Im BeridltSjahr tritt das Bemühen des Europa­
rates um eine neue Orientierung als besonders 
bedeutungsvoll hervor. Dieses Bemühen fand in 
der Rede, die der Generalsekretär Peter Smithers 
im Mai 1965 vor der V,ersammlung hielt, eine 
konkrete Formulierung. Er entwarf neue Per­
spektiven für die Europaratsarbeit und schlug 
dabei folgende Zielsetzungen vor: 

Förderung der Zusammenarbeit mit Nidlt­
mitgliedstaaten auf sozialem, rechtlichem, 
erzieherismem und kulturellem Gebiet, so-

weit diese Zusammenarbeit auf beiden Seiten 
gewünscht wird. 
Unterstützung der Vereinten Nationen und 
ihrer Fachorganisationen durch einen kon­
struktiven europäischen Beitrag in den oben­
genannten Gebieten im Hinblick auf eine 
bessere Weltordnurug. 

Eingeleitet wurden diese neuen Tendenzen 
bereits im Dezember 1964, als das Minister­
komitee sich mit der Entwicklung der Lage in 
den Länd,ern Osteuropas befaßte und zur Auf­
fassung gelangte, daß die gegenwärtige Entspan­
nung in den Ost-West-Beziehungen Möglich­
keiten zu vielfältigen Kontaktnahmen böten, die 
auch vom Europarat genutzt werden sollten. 

Von besonderer Bedeutung ist das ständige 
Ringen der Europaratsversammlung zur Beseiti­
gung der Spaltung Europas in zwei Wirtschafts­
blöcke. pflimlin betonte in der Pressekonferenz, 
die seine Amtsperiode absmloß, daß die Initia­
tive von Duncan Sandys zur Erweiterurug der 
EWG und den eventuellen Ansmluß der EFT A­
Länder eine entscheidende Etappe in der Ge­
schimte der Europaratsversammlung darstelle. 

Zu den zur Tr,adition gewordenen informellen 
Tagungen der Parlamentarier der EFT A-Länder 
ist noch ein ständiger Kontakt der neutralen 
Staaten getreten. 

Mit Beginn der XVII. Sitzungsperiode nahmen 
erstmalig maltesisdle Parl.amentarier an einer 
Sitzung der Europaratsversammlung teil, nam­
dem Malta am 29. April 1965 achtzehnter Mit­
gliedsta,at des Europarates wurde. Durm den 
Beitritt Maltas zum Europarat hat sim die Zahl 
der Sitze der Europaratsversammlung von 144 
auf 147 erhöht. 

Als Präsident wurde - es lag nur eine Kan­
ditatur vor - Pierre Pflimlin wiedergewählt. 

An der Maitagung der XVII. Sitzungsperiode 
nahm eine Delegation von amerikanismen Kon­
greßmit.gliedern teil, vier Vertreter des Reprä­
sentantenhauses, darunter Wayne L. Hays und 
drei Abgeordnete des ,amerikanismen Senats, 
darunter der Vorsitzende des Außenpolitischen 
Aussmusses William F. Fulbright. Damit hatte 
das Anliegen eines atlantismen parlamentarischen 
Gespräches eine konkrete und erfreulidle Er­
füllung erfahren, das in einer ganz entsmeiden­
den Wei'se dem besseren Verständnis der An­
liegen und Bestrebungen der beiden großen 
Partner Europa und USA dient. 
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Zum erstenmal wurde am 5. Mai 1965 der 
vom Ministerkomit~e am 31. Oktober 1964 be­
schloss,ene Europatag gefeiert. Die Europäische 
Bewegung wollte die Bedeutung dieses Tages 
durch die ' übergabe einer Büste Sir Winston 
Churchills an den Europarat no'ch besonders 
umerstreichen. Zur Eröffnung der Festsitzung 
der Europaratsversammlung begrüßte daher 
Präsid,ent pflimlin die Delegation der Europäi­
schen Bewegung und erteilte dessen Präsidenten 
und ehemaligen französischen Minister, Maurice 
Faure, das Würt. 

Maurice Faure e,rinnerte ,an die großen Etap­
pen dieses \Vf eges nach Europa, Churchills Er­
klärung noch während des Krieges, seine be­
rühmte Rede von Zürich, die Schaffung der 
britischen Sektion einer Bewegung für das Ver­
einte Europa, und seinen entscheidenden Beitrag 
zur Einsetzung des Koordinationskomitees der 
europäischen Bewegunge.n, das die Grundlage 
der jetzigen Europäischen Bewegung und der 
Initiator des Ha.ager Kongresses von 1948 war. 
Er stan,d auch hinter der Forderung jenes Kon­
gresses nach einer europäischen Ver~animlung, 
einer Foro·erung, die zur Einsetzung d ieser 
Europaratsversammlung führte. Winston Chur­
chill war dann selbst dynamisches Mitglied dieser 
Versammlung, der sich nicht bloß mit Entschie­
denheit für eine r,asche Einigung Europas, son­
dern auch für einen gleichberechtigten Einschluß 
Deutschlands in dieses Einigungswerk einsetzte. 

Bekanntlich fand der "Europakongreß", zu 
dessen bedeutendsten Entscheidungen die Grün­
dung des Europarates gehörte, 1948 in Den Haag 
statt. österreich war bei diesem Kongreß durch 
eine größere Delegation unter Führung von 
Minister Ludwig vertreten. Auf d em Haager 
Kongreß wurde auch beschlossen, in jedem Land 
ein.eu. nationalen Rat· der Europäischen Bewe­
gung zu schaffen. In österreich besteht dieser 
nationale Rat seit 1948. Die Vorsitzenden sind 
Mini'ster a. n . Ludwig und Vizekanzler a. D. 
Nationalrat ' DDr. Pittermann. In öster.reich 
mußte die Konstruktion etwas anders aussehen 
als in ·anderen Ländern, denn österreich war 
zu diesem Zeitpunkt ja noch vierfach besetztes 
Land. So wurde in österreich statt einer pri­
vaten Onganisation eine offiziöse Organisation 
geschaffen, die den Namen ö sterreichischer Par­
lamenti~cher Rat ~er Eu;opa-Bewegung trägt. 

Am 16. April 1966 waren es zehn Jahre, {i,aß 
österreich dem Europar.at beigetreten ist, wohl 
war österreich bereits ' bei. der ers.ten Sitzung des 
Europaratesim August 1949 in der Aula der 
Straßburg,er Universität durch Minister Ludwig 
als ,Beobachter vertreten. Minister Ludwig hat 
damals im · Namen der österteich.ische.n parla­
mentarischen Körperschaften an den Vorsitzen­
den des provisorischen Europäischen Parlaments 
Edouard Herriot eine Botschaft gerichtet, in der 
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cr dem Europarat die herzlichsten Wünsche für 
das Gelingen seiner Arbeiten übermittelte. 

An den Feiern zum zehnten Jahrestag dei 
österreichischen Staatsvertrages am 15. Mai 1965 
nahm auch der Präsident der Europar,atsver­
sammlung, Pierre Pflimlin, sowie der Gen.eral­
sekretär des Europarates, Peter Smithers, teil: 
Der Text der Rede des Präsidenten der Europa­
ratsversammlung wird im Annex im Wortlaut 
\viedergegeben. A 

.In der Zeit vom 26. Juni bis 19. September 
1965 fand in Aachen die zehnte Europaratsaus­
stellung Karl der Große - Werk und Wirkung 
statt. Der Generalsekretär des Europarates er­
innerte in seiner Eröffnungsrede an die Zi'el­
setzung dieser Ausstel1ungsreihe, die darin be­
steht, europäische Kunst als eine Einheit vor 
Augen zu führen, die von den poliüschen Gren­
zen unseres erschütterten Kontinents nicht 
berührt wird. Der Rat für kulturelle Zusammen­
arbeit (Conseil de 1a Cooperation Culturelle), 
ein Organ des Europarates, hielt vom 31. Mai 
bis 4. Juni 1965 in Straßburg seine achte Sitzung 
unter dem Vorsitz von Botschafter Dr. Kurt 
Franz von Graevenitz ab. ' Die achtzehn Mit~ 
gliedstaaten des Europarates und die zwei weite­
ren Unterzeichnerstaaten der Kulturkonvention 
(Spanien uhd Heiliger Stuhl) ' hatten insgesamt 
etwa sechzig Vertreter entsandt. Die Aufgabe 
d~s Kulturrates (CCC) ist eine doppelte: Er 
bereitet die .durch das Ministerkomitee des 
Europa1rates zu fassenden Beschlüs'se vor und 
legt ihm die dazugehörigen Elemente einer 
solchen Politik vor. Zum zweiten hat er das 
gemäß dieser Beschlüsse festgelegte kulturelle 
Arbeitsprogramm zur Durchführung zu bringen. 
Er übt eine koordinierende Tätigkeit hinsicht­
lich . der ihm zugeordneten ständigen Komi'tees 
und anderer Arbeits,gruppen aus und verteilt 
unter sie die Finanzmittel des Kulturf.on:ds. Die 
kulturellen Angelegenheiten haben im Arbeits­
bereich des . Europarates in den letzten Jahren 
eine wachsende Bedeutung bekommen. Diese 
n.eue Orientierung. hat mit der Einsetzung des 
Rates für kultur·elle Zusammenarbeit (CCC) arri 
1. Jänner 1962 begonnen. . 

Am 10. November 1965 unterzeichneten Prinz 
Bernhard 'der Niede-rlande und der General­
sekretär ' de's Europarates Peter Smithers im 
Soestijkpalast eine neue Ver,einbarung über die 
Zusammenarbeit des Kulturfonds des Europa­
rates mit der Europäischen Kulturstiftung. 
Durch diese Vereinbarung' sqllen in Zukunft 
überschneidungen in der Tätigkeit der beiden 
Organe vermieden werden. 

Am 6. und 7. ,Oktober tagte in Straßburg das 
internationale Komitee des Europäischen Schul­
tags abwechselnd unter dem Vorsitz seiner beiden 
Vizepräsidenten. Der Europäische Schultag wurde 
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im Jahre 1953 in Frankreich auf Initiative euro­
päischer Persönlichkeiten auf einer überpartei­
lichen und über konfessionellen Basis gegründet. 
Gleich nach seiner Gründung haben sich seine 
Tätigkeiten schnell in anderen europäischen Län­
dern im Rahmen der Europäischen Jugendkam­
pagne ausgedehnt. Sinn und Ziel des Europäi­
schen Schultages ist, mit Hilfe der Lehrerschaft 
das europäische Bewußtsein unter der Schuljugend 
zu wecken und zu fördern; das Verständnis für 
die Einheit und die Bedeutung des geistigen Erb­
gutes unseres Kontinents zu vertiefen; die Jugend 
auf die Gemeinsamkeit von Schicksal und Zu­
kunft der europäischen Völker aufmerksam zu 
machen; das Interesse für europäische kU,lturelle, 
wirtschaftliche und soziale Fragen zu fördern. 

Am 28. September 1965 fand die feierliche Er­
öffnung des Palais der Menschenrechte in Straß­
burg statt. Das Gebäude wurde von der Stadt 
Straßburg für den Europarat errichtet. 

Das Generalsekretariat des Europarates ver­
anstahete gemeiruam mit der Rechts- und staats­
wissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien 
und mit Unterstützung der österreich ischen Re­
gierung im Kongreßzentrum der Wiener Hof­
burg ein Kolloquium über die Europäische Men­
schenrechtskonvention, das am 18. Oktober 1965 
mit Ansprachen des Herrn Bundeskanzlers Dok­
tor Klaus und des Generalsekretärs des Europa­
rates, Smithers, vom Dekan der Rechts- und 
staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität 
Wien, Professor Dr. Winkler, eröffnet wurde und 
bis 20. Oktober 1965 dauerte. 

Am 22. Juni verstarb unerwartet Barthold 
Stürgkh. Er gehörte seit 1952 der österreichischen 
Delegation an, die damals noch Beobachterstatus 
hatte. Im Jahre 1957 wurde er zum Vizepräsi­
denten der Europaratsversammlung und 1963 
zum Vorsitzenden des Landwirtschaftsausschusses 
gewählt. Seine letzten Bemühungen galten der 
Ergänzung der Europäischen Sozial-Charta durch 
ein Zusatzprotokoll zugunsten der in landwirt­
schaftlichen Betrieben arbeitenden Menschen. Die 
österreichische Delegation beim Europarat hielt 
am 23. Juni in Wien in Anwesenheit von Außen­
minister Dr. Kreisky eine Trauersitzung ab und 
gedachte ihres verstorbenen Mitgliedes. Präsident 
pflimlin betonte in seinem Nachruf, daß Barthold 
Stürgkh durch seine starke persönliche Ausstrah­
lung überall Anerkennung und Sympathie ge­
funden habe. 

Das System des Europarates, so sagte Levy, 
ehemaliger Direktor des Informacionsdienstes 
des Europarates, in einem Aufsatz, hat zwar den 
Nachteil, daß die übereinstimmung aller Betei­
ligten nUr über Kompromisse eingeholt werden 
kann, es hat aber den großen Vorteil, daß es sich 
der vielfältigen Struktur der Mitgliedsländer 
sehr geschmeidig anpassen kann. 

Diesem Fünften Bericht der österreichischen 
Delegation zur Europaratsversammlung über die 
XVII. Sitzungsperiode sind Auszüge aus Reden 
der österreich ischen Abgeordneten beigeschlos­
sen. Ebenfalls im Anhang findet sich ein Ver­
zeichnis der in der XVII. Sitzungsperiode statt­
gefundenen Kommissionssitzungen sowie eine 
übersicht der österreichischen Teilnahme in den­
selben, ebenso Inhaltsangaben der angenomme­
nen Empfehlungen und Entschließungen. 

In der XVII. Sitzungsperiode waren folgende 
Abgeordnete Mitglieder der Beratenden Ver­
sammlung des Europarates: 

o r den t I ich e E r s a t z-
Mit g I i e der: mit g I i e der: 

Czernetz Karl Firnberg Hertha 
Mark Kar! Gratz Leopold 
Römer Albert Kos Wilhelm 
Stürgkh Barthold Kranzlmayr Otto 
Toncic-Sorinj Lujo ReichI Josef 
Winter Otto Weiss Ludwig 

Durch das am 22. Juni 1965 erfolgte Ableben 
von Barthold Stürgkh trat im zweiten Teil der 
XVII. Sitzungsperiode Otto Kranzlmayr an seine 
Stelle. Die vakante Stelle eines Ersatzmitgliedes 
wurde am 4. November 1965 durch Alois Leitner 
besetzt. 

Die XVII. Sitzungsperiode 
umfaßt den Zeitraum vom 3. Mai 1965 bis 
1. Mai 1966. Sie zerfiel in drei Teile (Plenar­
sitzungen): 

1. Teil vom 3. Mai 1965 bis 7. Mai 1965, 

2. Teil vom 27. September 1965 bis 1. Ok­
tober 1965, 

3. Teil vom 24. Jänner 1966 bis 28. Jänner 
1966. 

In den zwölf Ausschüssen der Europaratsver­
sammlung hatten österreicher folgende Funk­
tionen: 

Lujo Toncic-Sorinj als Vizepräsident des Poli­
tischen Ausschusses; 

Karl Mark als Vizepräsiden't des Kultur- und 
Wissenschaftsausschusses und damit Mitglied des 
CCC (Conseil de la Cooperation Culturelle); 

Barthold Stürkh als Präsident des Landwirt­
schaftsausschusses; 

Karl Czernetz als Präsident der Ständigen 
Arbei'tsgruppe für die Beziehungen zu den natio­
nalen Parlamenten und zur öffentlichkeit. 

In den Fraktionen bekleidete Kar! Czernetz 
die Funktion des Vorsitzenden der Sozialisti­
schen Gruppe, 

Lujo Toncic-Sorinj die des Generalsekretärs 
der Christlich-Demokratischen Gruppe. 
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1. Teil der XVII. Sitzungsperiode 
I. Politische Fragen 

Der politische Berich't wurde von Finn Moe 
(Norwegen) vorgelegt; 

,er befaßte sich vor allem mit dem Problem­
kreis der Beziehungen zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten von Amerika. Der Bericht­
erstatter glaubte schließlich die überwältigende 
Meinung der Versammlung zusammenfassen zu 
können, indem er sagte, daß enge Verbindun­
gen mit den Vereinigten Staaten nicht bloß eine 
Notwendigkeit in der gegenwärtigen Weltsitua­
tion sind, sondern zugleich auch einen Weg zu 
einer besseren Weltordnung eröffnen. 

Zur Situation der jüdischen Gemeinschaften 
in der Sowjetunion legte im Rahmen der poli­
tischen Debatte Georges Margue (Luxemburg), 
einen Bericht des Politischen Ausschusses vor, in 
dem die Forderung nach einer größeren Freiheit 
der Religionsausübung für alle Länder erhoben 
wurde. Die diesbezüglichen Entschließungen be­
treffend d,ie allgemeine Politik des Europarates 

294 und über die Lage der jüdischen Gemeinschaften 
295 in der UdSSR wurden mit Handzeichen ange­

nommen. 

H. Wirtschaftsfragen 

Nach der Vorlage des dritten Jahresberichtes 
der OECD durch das Mitglied der britischen Re­
gierung, Staatsminister Lord Champion, legte 

B Karl Czernetz namens des Wirtschaftsausschusses 
einen Bericht über die europäischen und atlanti­
schen Wirtschaftsprobleme der Versammlung 
vor. 

Nach kurzer Debatte über drei Zusatzanträge 
und nach Annahme von zwei neuen Formulie-

296 rungen wurde die Entschließung betreffend Ant­
wort auf den dritten Bericht der OECD an den 
Europarat mit Handzeichen angenommen und 

424 die Empfehlung der europäischen und atlanti­
schen Wirtschaftsprobleme einstimmig ange­
nommen. 

12. Gemeinsame Tagung der Europaratsver­
sammlung mit dem Europäischen Parlament 

Zum zwölftenmal tagten die Vertreter der 
beiden europäischen Versammlungen abwechselnd 
unter dem Vorsitz des neugewählten Präsidenten 
des Europäischen Parlaments, des belgischen 
christlich-demokratischen Senators Viktor Lee­
mans und des Präsidenten der Europaratsver­
sammlung, des französischen MRP-Abgeord­
neten Pierre Pflimlin. 

Nach der seit einigen Jahren gepflegten Tradi­
tion wird jede Tagung einem einzelnen Fragen­
kreis gewidmet, der beide Versammlungen 
interessiert. Das diesjährige Gesamtthema war 
die Frage des Ost-West-Handels. Zu Beginn der 
Generaldebatte sprach der Präsident der EWG-
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Kommission, Professor Hallstein; er begrüßte 
es, daß es der Kommission vergönnt sei, an der 
Gemeinsamen Debatte der beiden großen euro­
päischen Versammlungen teilnehmen zu dürfen. 

In der Generaldebatte sprach von österreich 
Karl Czernetz. C 

2. Teil der XVII. Sitzungsperiode 
Vor Beginn der politischen Debatte legte Sir 

Geoffrey de Freitas, Vizepräsident der Europa­
ratsversammlung, den Tätigkeitsbericht des Prä­
sidiums des Ständigen Ausschusses und der 
Ständigen Arbeitsgruppe für die Beziehungen zu 
den nationalen Parlamenten und zur öffentlich­
keit vor. Als beso~dere Punkte hob er die Teil­
nahme des belgischen Premierministers Harmel 
sowie des Außenministers von Senegal, Doudou 
Thiam, an dieser Sitzung der Europarats­
versammlung hervor. 

I. Politische Fragen 

Im Rahmen der politischen Debatte lag der 
Versammlung ein Bericht von Maurice Edelman 
(Großbritannien) vor; ferner ein Dokument 
über die Schaffung eines Regionalsystems zur 
Regelung von Streitigkeiten zwischen Mitglieds­
ländern der Versammlung, das von Dr. Lujo D 
Toncic'-Sorinj unterbreitet wurde. 

Die diesbezüglichen Empfehlungsanträge be­
treffend die allgemeine Europaratspolitik und 
betreffend die Schaffung eines Regionalsystems 425 
zur Beilegung von Streitfällen zwisdlen Mit- 426 
gliedsländern des Europarates wurden ange­
nommen. 

H. Wirtschaftsfragen 

Die Wirtschaftsdebatte, die zum Teil bereits 
durch die Debatte der Gemeinsamen Tagung 
über Ost-West-Handel vorweggenommen war, 
befaßte sich im wesentlichen mit einer Reihe 
von Tätigkeitsberichten internationaler Organi­
sationen, und zwar: 

1. Bericht der Europäischen Verkehrsminister­
konferenz; 

2. Stellungnahme zum Bericht der Euro-
päischen Zivilluftfahrtkommission; 

3. Bericht über Fragen der Konjunkturpolitik; 
4. Bericht über die Wirtschaftslage der Türkei; 
5. Jahresbericht der EFTA und Stellungnahme 

der Versammlung; 
6. Bericht über die europäischen Wirtschafts­

beziehungen; 
7. Das GATT und die Frage der provisorischen 

Handelsabkommen. 
Betreffend die europäischen Wirtschaftsbe­

ziehungen nanm die Versammlung eine Ent­
schließung und betreffend den Ost-West-Handel 300 
eine Empfehlung an. 430 
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Zum Beridlt der Europäischen Verkehrs­
E ministerkonferenz ergriff Ludwig Weiß das 

Wort. Ferner spradl in der Wirtsdlaftsdebatte 
F unter anderem Karl Czernetz. 

111. Kulturfragen 

Im Rahmen der Kulturdebatte beridltet all­
jährlidl der Präsident des CCC über die Tätig­
keit des Rates für kulturelle Zusammenarbeit. 
Den Beridlt des Kultur- und Wissensdlaftsaus­
sdlusses legte dessen Vorsitzender, Vittorio 
Badini Confalonieri (Italien), über "Entwicklung 
und Perspektiven der europäisdlen Zusammen­
arbeit in Kultur und Wissensdlaft" vor. 

Mit der Entsdlließung 302, die dem Beridlt 
der Kulturkommission beigefügt ist, wurde be­
sdllossen, in den kommenden Jahren den Sdlwer­
punkt der Kultur- und Wissensdlaftsarbeit auf 
eine systematisdle Erforsdlung der kommenden 
Lebensbedingungen in Europa zu legen, um die 
Entwicklungstendenzen zu erkennen und "Mo­
delle" einer kommenden Gesellsdlaft auszu­
arbeiten, die für den Gesetzgeber ridltung­
gebend sein sollen. 

Der Beridlt über die Konferenz der Wissen­
sdlahsminister wurde vom Ministerpräsidenten 
Harmel vorgelegt. 

über das Arbeitsprogramm des Europarates 
auf dem Gebiet der Erhaltung und Aufwertung 
historisdl oder künstlerisdl wertvoller Stätten 

G spradl Ludwig Weiß als Beridlterstatter des 
Kulturaussdlusses. 

Probleme der Wissensdlaftspolitik wurden von 
Olivier Reverdin (Sdlweiz) und Jugendfragen 

H von Karl Mark behandelt. 

Die Forderungen der Wissensdlaftspolitik sind 
433 in der Empfehlung 433 -enthalten, die von der: 

Versammlung einstimmig angenommen wurde. 

IV. Flüdltlingsfragen 

Flüdltlinge in Frankreidl; 

Anwendung des Asylredltes auf europäisdle 
Flüdltlinge; 

Vorlage des neunten Tätigkeitsberidltes des 
Sonderbeauftragten des Europarates für nationale 
Flüdltlinge; 

Bevölkerungsübersdlüsse in Europa; 

Antwort auf obgenannten neunten Tätigkeits­
beridlt und 

Antrag auf Dringlidlkeitsdebatte einer Emp­
fehlung betreffend die cypriotisdlen Flüdltlinge; 

Antwort des Bevölkerungs- und Flüdltlings­
aussdlusses auf den dreizehnten Tätigkeitsberidlt 
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen 
für Flüdltlinge; 

Antwort des Bevölkerungs- und Flüdltlings­
aussdlusses auf den zwölften Tätigkeitsberidlt 

des zwisdlenstaatlidlen Komitees für euro­
päisdle Auswanderung (ICEM) 
waren die Themen in der Debatte über Flüdlt­
lingsprobleme. 

Hertha Firnberg nahm zum ICEM-Beridlt J 
(Zwisdlenstaatlidles Komitee für europäisdle 
Auswanderung) über das Jahr 1964 Stellun~; 
Zum Absdlluß der Debatte wurde von der Ver-
sammlung Empfehlung 445 angenommen. 445 

V. Sozialfragen und Probleme des öffentlidlen 
Gesundhei tswesens 

Im Ansdlluß an den Beridlt -

Krankensdlwester, ein Mangelberuf m ganz 
Europa; 

Veranstaltung eines Kolloquiums von Parla­
mentariern, die für Fragen des öffentlidlen Ge­
sundheitswesens zuständig sind; 

Arbeitsprogramm des Europarates im Gesund­
heitswesen -
wurde unter anderem Empfehlung 438 ange- 438 
nommen. 

Die Antwort auf den Tätigkeitsberidlt der 
internationalen Arbeitsorganisationen und 

Ratifikation der Europäisdlen Niederlassungs­
ordnung - bildeten weitere Punkte der De­
batte über soziale Fragen. 

Sdlließlidl wurde von Augustin Lusser 
(Sdlweiz) ein Beridlt betreffend Ratifikation der 
Europäisdlen Sozial-Charta und des Europäisdlen 
Kodex für soziale Sidlerheit vorgelegt. Lusser 
madlte gleidl eingangs darauf aufmerksam, daß 
sein Land die bei den oben genannten Konven­
tionen nidlt ratifiziert habe, daß man jedodl 
bedenken möge, daß die Sdlweiz erst seit zwei 
Jahren dem Europarat angehöre. Er erwähnte 
audl, daß der Sozialaussdluß sidl gegenwärtig 
mit der vom verstorbenen Barthold Stürgkh an­
geregten Ausdehnung der Sozial-Charta auf die 
landwirtsdlaftlidlen Arbeiter befasse. 

Die dem Beridlt beigefügte Empfehlung wurde 441 
von der Versammlung angenommen. 

Zum Problem der Süßwasserversdlmutzung 
wurde die Empfehlung 436 einstimmig ange­
nommen; sie enthält: 

1. eine Reihe von Grundsätzen zur Be­
kämpfung der Wasserversdlmutzung; 

2. eine Einladung an das Ministerkomitee, die 
Mitgliedsregierungen zu einer koordinierten 
Aktion gegen die Süßwasserversdlmutzung auf­
zufordern; und eine weitere Einladung an das 
Ministerkomitee, 

a) dem Expertenkomitee für Natur- und 
Landsdlaftssdlutz, 

b) dem Rat für Kulturelle Zusammenarbeit 
(CCC), 

c) dem Generalsekretär 
Anweisungen im Hinblick auf die Ausarbeitung 
und Verbreitung einer Wasserdlarta zu geben; 
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449 

3. Im Anhang einen Entwurf für die Grund­
züge einer Wassercharta. 

3. Teil der XVII. Sitzungsperiode 
I. Politische Fragen 

Als Berichterstatter des Politischen Ausschusses 
legte Maurice Edelman (Großbritannien) den 
Bericht über die allgemeine Politik des Europa­
rates der Versammlung vor. 

Schließlich wurde ein Empfehlungsantrag mit 
einem besonderen Zusatz zur Vietnamfrage an­
genommen. Eine weitere Empfehlung betreffend 
die wirtschaftliche und politische Einheit Europas 
wurde nach namentlicher Abstimmung mit 
82 Stimmen, 14 Gegenstimmen und 8 Stimm­
enthaltungen angenommen. 

7 

Empfehlung betreffend die Maßnahmen gegen 453 
die Aufhetzung zu Rassen-, National- und 
Religionshaß wurde einstimmig angenommen. 
Ebenso wurde die Empfehlung betreffend die 454 
einheitliche Auslegung von Verträgen einstimmig 
angenommen. 

Zur Koordination der Forschung über die 
Rechtssysteme Mittel- und Osteuropas verwies 
der Berichterstatter Leopold Gratz auf die großen N 
Schwierigkeiten, die sich gegenwärtig einer Ko­
ordination der Ostrechtsforschung entgegen­
stellen. 

Der Konventionsentwurf für die exterritoriale 
Anwendung der Kartellgesetze und 

Der Sozialschutz der Landwirte und ihrer 
Familien bildeten den Abschluß der Rechtsde-

An der Debatte beteiligte sich unter 
K Kar! Czernetz. 

anderen batte, in der unter anderen Kar! Mark das Wort 0 
ergriff. 

450 

452 

II. Wirtschafts- und Landwirtschaftsfragen 

Im Rahmen der Wirtschaftsdebatte ergriff der 
norwegische Handelsminister Willoch, in seiner 
Eigenschaft als Vorsitzender des EFTA-Rates, 
das Wort. 

Im Anschluß an den Bericht des Wirtschafts-
ausschusses erfolgte die einstimmige Annahme 
der Empfehlung betreffend die europäischen 
Wirtschaftsbezieh ungen. 

Der Landwirtschaftsausschuß legte zwei Be­
richte vor und nahm den Antrag aus dem Be­
richt über die europäische Landwirtschaftspolitik, 
Empfehlung 452, einstimmig an. 

Schließlich wurde noch ein Bericht zur Frage 
der Flaggendiskriminierung und der 

Jahresbericht der Europäischen Agentur für 
Kernenergie vorgelegt. Im Rahmen der Land­
wirtschaftsdebatte gab der Leiter des Welter­
nährungsprogramms, Boerna, eine ausführliche 
Darstellung. 

Beilagen 
A 

Der Text der Rede des Präsidenten der Be­
ratenden Versammlung hatte folgenden Wort­
laut: 

"Ich möchte der österreichischen Regierung da­
für danken, daß sie die Beratende Versammlung 
des Europarates, in der 18 nationale Parlamente 
vertreten sind, eingeladen hat, an dieser Feier­
stunde teilzunehmen. Schon auf einer ihrer 
ersten Tagungen, im Jahre 1951, hat unsere Ver­
sammlung daran erinnert, daß das österreichische 
Volk zu Europa gehöre und daß die Befreiung 
österreichs und die Wiederherstellung seiner 
vollen Unabhängigkeit eines der ersten Ziele der 
alliierten Mächte im Zweiten Weltkrieg gewesen 
war. Das große Ereignis, dessen zehnte Wieder­
kehr wir heute feiern, hat einen unserer innigsten 
Wünsche verwirklicht. 

In der Landwirtschaftsdebatte 
Landeren Josef Reichi das Wort. 

Gestatten Sie mir, den Regierungen zu dan­
ken, die mit der Unterzeichnung des Staatsver­

ergriff unter trag es eine historische Tat vollbracht haben, die 
heute noch wie vor zehn Jahren beispielhaft da­
steht und den Weg weist, der zu einem völlig 

III. Rechtsfragen und endgültig mit sich selbst versöhnten Europa 
Die Rechtsdebatte wurde mit einem Expose führen könnte. Auch i~. ~öcht~ in tiefster Ehr­

des norwegischen Justizministers, Frau Schwei- I furcht der. edlen Person!Ichkelt. von .Bun?es­
gaard-Selmer, über die rechtliche Zusammen- kanzler F I g I geden~en, der mich mit semer 
arbeit der nordischen Staaten eingeleitet. Daran Fre~lOdschaft ausgezelchn~t hat ':Ind dem das 
schlossen sich Ausführungen des britischen "Solli- Schicksal es ~erwehrte.' mit uns die Vollendu~g 
citor general", Sir Dingle Food, über Groß- dess:? ~u feiern, das m sehr großem Maße sem 
britannien und die Menschenrechte. personiIches Werk war. 

Ausarbeitung einheitlicher Regelungen für Unsere .?lück,;ü?,sche gelten schließlich de~ 
01- und Gasleitungen. Die Festnahme von ge~a~ten osterrelchls~en Volke, das d~rch sem 
Geißeln waren weitere Themen der Rechtsde- wurdlges Verhalten 10 schwerster Zelt, durch 
batte. seine nationale Einigkeit und durch seine Liebe 

zur Freiheit sich die Unabhängigkeit zu verdie-
Zu dem Thema nen wußte. 
Maßnahmen gegen die Aufwiegelung zum Bereits im April 1956 wurde Osterreich Mit-

rassischen, nationalen und religiösen Haß sprach glied des Europarates. Dieser Beitritt, den wir 
M unter anderen Karl Mark. Eine diesbezügliche mit großer Genugtuung begrüßten, war mit dem 
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Neutralitätsstatus voll und ganz vereinbar. Der 
Europarat ist weder eine Allianz noch ein Wirt­
schaftsblock. Von unseren Mitgliedsländern wird 
keine andere Verpflichtung verlangt als Aner­
kennung der Vorherrschaft des Rechtes und die 
Wahrung der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten. Die Gründer unseres Rats haben näm­
lich die neue Institution auf jenen Grundsätzen 
aufgebaut, deren Mißachtung die Weltkata­
strophe heraufbeschworen hatte. 

österreich hat seine Verpflichtungen gewissen­
haft erfüllt. Es hat die vom Europarat ausgear­
beitete Menschenrechtskonvention unterzeich­
net und Maßnahmen getroffen, damit diese Kon­
vention die größtmögliche Wirksamkeit erhalte: 
österreich hat die Zuständigkeit des Straßburger 
Gerichtshofes für Menschenrechte anerkannt. Die 
österreichischen Bürger haben die Möglichkeit, 
bei der Menschenrechtskommission Beschwerden 
einzulegen, wenn sie der Ansicht sind, daß von 
der Konvention erlassene Regeln durch die Be­
hörden ihres Landes zu ihrem persönlichen Nach­
teil verletzt worden sind. 

Die Europäische Menschenrechtskonvention 
gilt in diesem Lande als Verfassungsgesetz, so daß 
sie auch vor den österreichischen Gerichten ange­
rufen werden kann. 

österreich hat aber auch in vielen anderen Be­
reichen aktiven Anteil a~ Werk des Europarates 
genommen. So hat es bis zur Stunde 15 inter­
nationale Vereinbarungen ratifiziert, die im Rah­
men unserer Institution ausgearbeitet worden 
sind und die den Zweck verfolgen, zu der fort­
schreitenden Einigung Europas auf sozialer, kul­
tureller und juristischer Ebene beizutragen. Da­
mit wurde der Beweis erbracht, daß auch ein neu­
trales Land, wenn es sich vom Geist internatio­
naler Solidarität leiten läßt, sich in sehr tat­
kräftiger Weise am gemeinsamen Wirken der 
europäischen Völker beteiligen kann. 

Dieser Geist der Solidarität offenbart sich in 
besonders eindrucksvoller Weise, seitdem sich in 
Europa Möglichkeiten der Entspannung und An­
näherung der Völker bemerkbar machen. Im ver­
gangenen Januar hat uns Bundeskanzler Dr. Klaus 
mit seinem Besuch in Straßburg beehrt. In seiner 
Rede vor unserer Versammlung hat er betont, 
daß ,der wesentliche Beitrag österreichs zur 
Entspannung zwischen Ost und West eine Außen­
politik ist, die es sich zum Ziele setzt, in dem 
gesamten geographischen Raum um seine Gren­
zen eine Atmosphäre des Friedens zu schaffen'. 

Es ist offenkundig, daß österreich nach so viel 
Leid und Bitternis zu einer historischen Mission 
berufen ist, der für ganz Europa die größte Be­
deutung zukommt; gemäß seiner vornehmsten 
historischen Tradition die vielfältigen Möglich­
keiten der Verständigung und der vertrauens­
vollen Zusammenarbeit zwischen Völkern wahr-

zunehmen, die gestern noch durch unüberbrück­
bare Gegensätze getrennt zu sein schienen. 

In Wien vernimmt man heute nicht bloß 
- nach den Worten des Dichters Hugo von Hof­
mannsthai - ,die traurigen Echos der großarti­
gen Zeit der Vorfahren'. Es ist eine junge Na­
tion, voller Vertrauen in ihre Zukunft, die uns 
in dieser herrlichen Hauptstadt empfängt, mit 
berechtigtem Stolz auf ihre Vergangenheit, aber 
auch bewußt der neuen Aufgaben, welche die 
Geschichte ihr auferlegt. 

Ein Tag des Gedenkens vereint uns heute. Aber 
der Erinnerung gesellt sich in diesem Augenblick 
eine große Hoffnung: möge sie nie mehr ent­
täuscht werden. Möge Brüderlichkeit endgültig 
den Sieg davontragen über Rachsucht, Fanatismus 
und Machtstreben. Möge österreich, zum Wohle 
Europas und zu seinem eigenen, seine Mission 
der Völkerversöhnung und des Friedens voll 
und ganz erfüllen. Diesen Wunsch überbringe ich 
heute im Namen des Europarates." 

B 

C zer n e t z (österreich). - Herr Präsident! 
Ich bin überzeugt, die Meinung der gesamten 
Beratenden Versammlung auszusprechen, wenn 
ich nach den letzten Worten des Herrn General­
sekretärs Kristensen sage, daß wir sehr froh sind 
über die Möglichkeit eines guten Kontaktes und 
einer guten Zusammenarbeit mit der OECD, der 
Nachfolgeorganisation der alten OEEC. Wir sind 
besonders dem Herrn Generalsekretär für sein 
Verständnis und für die Zusammenarbeit dank­
bar. 

Ich möchte in Beantwortung der Debatte nur 
eine Bemerkung zu den Ausführungen des Herrn 
Kollegen Serres machen. Ich danke ihm sehr für 
seine ermunternden Worte und die Entschlossen­
heit, die aus seinen Darlegungen gesprochen hat. 
Wir alle müssen in seinem Sinne alles tun, was 
möglich ist, um die Aufspaltung Europas zu 
überwinden. 

Es ist über konkrete Möglichkeiten von Zoll­
vereinbarungen zwischen EWG und EFT A ge­
sprochen worden, die sich auf einzelne Waren­
gattungen beziehen. Darüber haben gestern Herr 
Maudling und andere britische Redner ge­
sprochen. Es wird natürlich im einzelnen genau 
geprüft werden müssen, welche Möglichkeiten 
und welche Grenzen tatsächlich bestehen. Jeden­
falls scheint mir sicher zu sein, daß im Sinne des 
GATT-Vertrages die "waver", eine Aufhebung 
der Schranken angestrebt werden muß, wenn 
solche Pläne verwirklicht werden sollen. 

C 
\ 

In der 12. Gemeinsamen Tagung der Mitglieder 
der Beratenden Versammlung des Europarates 
und der Mitglieder des Europäischen Parlaments 
ergriff im Rahmen des Meinungsaustausches 
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zwischen den Mitgliedern der beiden europal­
schen Institutionen Samstag vormittag Abgeord­
neter C zer n e t z (SPO) das Wort. Wie der Re'd­
ner sagte, bildet das Hauptthema der Beratun­
gen der Gemeinsamen Versammlung der Ost­
West-Handel; das Hauptproblem allerdings ist 
die gegenwärtige Krise der europäischen Integra­
tIOn. 

Der Anteil des Osthandels am Gesamthandel 
der westeuropäischen Staaten macht im Durch­
schnitt nur 40/ 0 aus. In Osterreich spielt der Ost­
handel jedoch eine weitaus größere Rolle, wenn 
auch seine Bedeutung wesentlich zurückgegangen 
ist; während er vor dem Krieg noch ungefähr 
30% ausmachte, betragen derzeit die Importe 
aus den osteuropäischen Ländern rund 10%, die 
Exporte in diese Staaten etwa 15% des Gesamt­
volumens. 

Wir in Osterreich haben den Osthandel nie­
mals als ideologisches, sondern stets als ein wirt­
schaftliches Problem aufgefaßt. Wir haben er­
kannt, daß den Bemühungen, den Osthandel zu 
verstärken, gewisse Grenzen gesetzt sind, die mit 
der Lieferfähigkeit der osteuropäischen Länder 
oder mit ihrer Zahlungsbereitschaft - nicht 
Zahlungsfähigkeit - zusammenhängen. Wo die 
ökonomischen Möglichkeiten gegeben sind, sind 
wir bereit, den Osthandel weiter zu steigern. 
Alle Oststaaten wünschen eine Verstärkung des 
Handels mit dem Westen, sie haben außerordent­
liches wirtschaftliches Interesse daran, denn sie 
haben erkannt, daß diese Ausweitung des Han­
dels für sie politisch ungefährlich ist. 

Abgeordneter Czernetz warnte vor der Illu­
sion, man könne den Kommunismus durch Er­
weiterung des Handels aushöhlen oder schwächen. 
Jedoch kann eine Steigerung des Osthandels zu 
einer Verbesserung der politischen Atmosphäre 
führen. 

Die dem Bericht des Abgeordneten der fran­
zösischen Regierungspartei UNR innewohnende 
"Philosophie des Bilateralismus" hängt zweifels­
ohne mit der Krise der europäischen Integration 
zusammen, die wir jetzt erleben. Die Nichtmit­
gliedstaaten der EWG empfinden über diese 
Krise keine Schadenfreude, sondern sind von 
einer gemeinsamen großen Sorge darüber erfüllt. 
Leider kommt es immer wieder zu einem Rück­
fall in eine doch so antiquierte Hegemoniepolitik 
einer Macht. Wir haben es mit einem veralteten 
Nationalismus zu tun, der, wenn er nicht so 
gefährlich wäre, eher der Lächerlichkeit anheim­
fallen müßte. 

Ein veralteter Nationalismus kann heute zu 
einer sehr leicht übertragbaren Krankheit in 
Europa werden. Man sollte daher nicht mit 
solchen Gedanken spielen. Wir hoffen, daß die 
derzeitige Stagnation und Krise überwunden 
werden können. Gerade in dieser Zeit der Krise 
ist unter den meisten von uns die überzeugung 

9 

gewachsen, daß Wlr gemeinsame Lösungen 
brauchen. Dadurch hat sich das Klima zwischen 
EWG und EFT A verbessert. Hoffentlich wird 
dieses verbesserte Klima helfen, die Krise zu 
überwinden. Bei der gespannten Weltlage sollte 
man in Europa weniger vom "Europa der 
Europäer" reden und nicht die Ansätze der 
europäischen Einheit zerstören. (Beifall.) 

D 

Nationalrat Dr. Ton c i c - S 0 r i n j (OVP), 
der am 26. September zum Vizepräsidenten der 
Versammlung der EFTA-Parlamentarier gewählt 
wurde, legte am 27. September der Beratenden 
Versammlung des Europarates namens der Poli­
tischen Kommission seinen Bericht über die 
Stärkung des Europäischen Streitschlichtungs­
abkommens und die Schaffung einer "Friedens­
kommission" zur friedlichen Beilegung inner­
europäischer Streitigkeiten vor. 

Der Bericht wurde von der Politischen Kom­
mission anläßlich ihrer letzen Sitzung in Paris 
einstimmig angenommen. 

Dr. Toncic-Sorinj schlug vor, in Europa eine 
ähnliche Kommission zu gründen, wie sie im 
Rahmen der Organisation Amerikanischer Staa­
ten seit ungefähr 20 Jahren besteht und dort in 
zehn Fällen erfolgreich vermittelt hat. 

Die Kommission soll zwar nur vermitteln kön­
nen, dennoch aber das Recht besitzen, aus eige­
ner Initiative oder auch auf Antrag von Dritt­
ländern in Aktion zu treten. 

Die Stärkung des europäischen Streitschlich­
tungssystems würde - und das ist der zweite 
Grundgedanke des Berichtes - den Europarat 
in die Lage versetzen, als Regionalkommission 
der Vereinten Nationen tätig zu werden. 

Die Vorschläge von Dr. Toncic-Sorinj sind be­
reits derzeit Gegenstand eines Gedankenaus­
tausches zwischen dem Generalsekretär des 
Europarates Peter Smithers und dem General­
sekretariat der Vereinten Nationen in New York. 

Der Vertreter des Generalsekretariates der 
Vereinten Nationen für Europa in Genf, Spinelli, 
war bei dem Bericht von Dr. Toncic-Sorinj zu­
gegen. 

E 

In der Wirtschaftsdebatte der Beratenden Ver­
sammlung des Europarates nahm Mittwoch vor­
mittag Abgeordneter Dr. W eiß (OVP) zum 
11. Jahresbericht der Europäischen Verkehrs­
ministerkonferenz Stellung. Er hob die Bedeu­
tung der Europäischen Konferenz der Verkehrs­
minister hervor, deren Arbeit im Gegensatz zu 
anderen Institutionen von Jahr zu Jahr aktiver 
wird. Dieser Erfolg ist verständlich, weil es sidl 
um ein technisches Gebiet handelt, das keine 
übermäßig großen politischen Probleme a.uf­
wirft. Die Entwicklung der Technik und die 
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Verkehrsexplosion zwingen ganz einfach zur 
europäischen Integration auf dem Gebiet des 
Ver kehrswesens. 

Heute sollte man nicht mehr von einer Kon­
kurrenz zwischen Schiene und Straße sprechen. 
Hier handelt es sich weniger um ein Problem der 
Konkurrenz als vielmehr um eine vernünftige 
Arbeitsteilung. Die Hauptverkehrsstraßen sind 
überfüllt, während die Eisenbahnen noch auf­
nahmefäh ig sind. Keines der Verkehrsmittel allein 
wäre in der Lage, den gesamten Verkehr zu be­
wältigen. Bei der Eisenbahn könnte durch ver­
hältnismäßig billige Investitionen noch eine 
weitgehende Verbesserung ihrer Leistungsfähig­
keit erzielt werden. Beim Straßenverkehr geht 
es in erster Linie um die Sicherheit. Die Straßen 
müssen durch den Bau neuer Straßen und Auto­
bahnen entlastet und eine gemeinsame euro­
päische Verkehrsordnung geschaffen werden. 
Wichtig ist eine Entlastung der Straße. Der 
Güternahverkehr ist für die Eisenbahn nicht 
mehr zurückzugewinnen. Hingegen müßte beim 
Güterfernverkehr eine vernünftige Arbeitstei­
lung zwischen Eisenbahn und Straße erfolgen. 
Der Güterfernverkehr müßte zum größeren Teil 
wieder auf die Eisenbahn zurückgebracht werden. 

Ein zweites Problem ist die Frage des inner-
. städtischen Verkehrs. Da ist es nicht damit ge­

tan, wenn man alte Stadtteile abträgt, wenn man 
auf den Zeugen unserer Vergangenheit Auto­
bahnen baut. Der Kern der Städte muß erhalten 
werden. Einige Städte sind mit gutem Beispiel 
vorangegangen und haben den historischen Teil 
ihrer Städte von jedem Verkehr freigehalten . Die 
Fußgängerstraßen haben sich durchaus bewährt. 
Erst in dieser psychischen Ruhe lernt man den 
Charakter der Städte richtig kennen. Die Straße 
ist hier nicht mehr bloß eine Verkehrsader, sie ist 
vielmehr zu einem Lebensraum geworden. Die 
Fußgängergebiete haben die Städte vermensch­
licht. Die Verkehrsministerkonferenz sollte die 
Verkehrsprobleme nicht nur nach technischen 
und ökonomischen Gesichtspunkten betrachten, 
sondern auch der sozialen, kulturellen und 
mensdllichen Seite dieses Problems besondere 
Aufmerksamkeit widmen. 

F 

In der Wirtschaftsdebatte des Europarates gab 
Mittwoch nachmittag Abgeordneter C zer n e t z 
(SPO) seiner tiefen Besorgnis über den "euro­
päischen Leichtsinn" Ausdruck. Wir Europäer, 
sagte er, benehmen uns so, als ob wir in einem 
Narrenparadies lebten. Kürzlich hat der General­
direktor der Internationalen Ernährungsorgani­
sation den Bevölkerungszuwachs als so stark 
bezeichnet, daß wir in den nächsten fünf bis 
zehn Jahr.en mit der Gefahr ernster Hungersnöte 
in weiten Teilender Welt redmen müssen. 
Schon jetzt ist ungefähr die Hälfte der Welt-

bevölkerung unterernährt oder leidet direkt 
Hunger. Wenn die Nahrungsmittelreserven bis 
1980 nicht verdoppelt und bis zum Jahre 2000 
nicht verdreifacht werden, dann besteht die 
Gefahr einer Weltkatastrophe. Und in dieser 
Situation leisten wir uns in Europa einen 
Familienstreit zwischen den Sechs und den Sieben, 
und weil das nicht genug zu sein scheint, jetzt 
auch noch zwischen den Sechs untereinander. 
Dazu kommt noch, daß die Chancen einer all­
gemeinen SOprozentigen Zollsenkung im Rahmen 
der Kennedy-Runde von Tag zu Tag mehr 
schwinden. Die gegenwärtige Lähmung der EWG 
macht Verhandlungen kaum möglich. 

Als frei gewählte Abegeordnete dürfen wir zu 
all dem nidlt schweigen. Darum muß gesagt 
werden: Diese Zersplitterung Europas, diese 
Gefährdung und nunmehr auch Lähmung der 
EWG hat ihre Ursache nicht zuletzt in einer 
Wiedergeburt eines antiquierten Nationalismus, 
einer Hegemoniepolitik und lebensgefährlichen 
Illusion eines Landes, das wir lieben und dessen 
Gast der Europarat ist. Wir sind bedrückt von 
dem Gedanken, daß die gegenwärtige französische 
Regierung glaubt, wir in Europa könnten uns 
das alles leisten. Unsere Aufgahe ist ein Appell 
an die Vernunft und das v.erantwortungsgefühl. 
Wir müssen die Frage stellen: Gibt es denn für 
die Lösung der EWG-Krise eine andere Möglich­
keit als ,die eines Kompromisses? Schließlich hängt 
ja auch das Funktionieren der EFT A, der Kleinen 
Freihandelsassoziation, damit zusammen, daß sie 
eine so elastische Form hat. 

Wenn jemals der Beweis für die Notwendigkeit 
der Zusammenarbeit gegeben war, dann in dieser 
Krise. Der Boden der Zusammenarbeit kann sehr 
leicht vom Europarat aus gefunden werden. Er 
ist heute fester und stabiler denn je, und wir 
haben jede Möglichkeit, diesen Rahmen auszu­
nützen. Der Europarat sollte darauf verweisen, 
daß wir uns diesen Familienstreit in Europa nicht 
leisten können, der f.uroparat sollt,e zum 
Brückenschlag zwischen den Sechs und den Sieben 
und dem Rest mahnen. Die Einheit Europas ist 
dringender denn je zuvor. Der Europarat kann 
Rahmen und Träger der Einheit des ganzen 
freien Europa sein! 

G 

Abgeordneter Dr. Dipl.-Ing. We i ß (OVP) 
legte den Bericht der Kulturkommission über 
das Programm des Europarates zur Erhaltung 
alter Bauwerke und historischer oder künstleri­
scher Stätten vor. Wie er ausführte, geht es 
weniger darum, einzelne Baudenkmäler zu erhal­
ten, weil dafür bereits großes Verständnis besteht, 
sondern weit mehr darum, das historische Bild 
ganzer Städte oder Stadtteile sowie ganzer 
Landesteile zu erhalten. Diese Bestrebungen 
stoßen auf große Schwierigkeiten, und es sind 
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Verständnis und Opferbereitschaft bei der I Ad-hoc-Arbeitsgruppe gebildet. In einer Kon­
Bevölkerung und den lokalen Behörden nötig. ferenz mit den regierungsuna:bhängigen Jugend­
Es sind hiezu gesetzliche Maßnahmen und große organisationen wurden sehr wertvolle Vorschläge 
Geldmittel erforderlid1. erstattet. Insbesondere wurde die Schaffung eines 

In Europa ist durch die Zerstörungen des Europäischen Jugendwerkes angeregt und die 
Krieges, aber auch mangels der erforderlichen Notwendigkeit unterstrid1en, daß sich die euro­
Mittel schon außerordentlich vid verlorengegaIl>- päisd1en Jugendorganisationen in viel größer,em 
gen. Die Städte erfuhren nach und nach eine Maße als bisher näherkommen. Weiter wurde 
Umgestaltung, die ihnen ein anderes Gesicht gab, vorgeschlagen, das provisorische Jugendzentrum 
das keine Züge der Vergangenheit mehr trägt. in Obernai zu einer ständigen Institution auS'Zu­
Es ist die Absicht der Aktion des Europarates, bauen. 
dem Einhalt zu g<lbieten und das wertvollste Die Kulturkommission schlägt in einer Ent-
Gut der Vergangenheit zu bewahren. schließung, deren Annahme Berichterstatter Mark 

Das ist eine gigantische Aufgabe, denn trotz empfahl, vor, eine ständige Arbeitsgruppe zu 
der vielen Zerstörungen ist das Erbe noch immer bilden, di.e sich aus Vertretern der Sozialkommis­
ungeheuer groß. Dazu kommt, daß es oft billiger sion und der Kulturkommission sowie der 
und technisch einfacher ist, ein altes Bauwerk, interessierten Organisationen zusammensetzt. 
statt es zu modernisieren, abzutragen und durch Diese Arbeitsgruppe soll die Grundsätze emes 
ein rationelleres zu ersetzen. Aber man soll nicht Europäischen ]ugendplanes formulieren und 
zerstören, um aufzubauen, sondern man soll Fortschritte hinsichtlich der Schaffung eines 
erhalten und aufbauen! Europäischen Jugendwerkes anstreben. Ferner soll 

Die Arbeiten des Rates für kulturelle Zusam- die Errichtung eines Europäischen Jugendbüros 
ch vorbereitet werden. menarbeit haben gute Fortschritte gema t . Er 

hat sid1 entschlosi>en, fünf Begegnungen mit 
Experten aus v·erschiedenen europäischen Ländern 
abzuhalten. Die erste Begegnung fand in Spanien 
statt. In einer Resolution wurde darauf ver­
wiesen, daß die Staaten eine Bestandaufnahme 
ihrer Kunstwerke vornehmen müßten, so daß es 
möglich würde, auch eine gesamteuropäische 
Inventur beim Europarat ins Leben zu rufen. 
Die zweite Konfrontation beginnt am nächsten 
Montag in Wien. Sie wird sich mit den techni­
schen Möglichkeiten beschäftigen, bedeutsame 
Gebäude, die heute ihren ursprünglichen Zweck 
nicht mehr erfüllen, einer modernen Verwen­
dung zuzuführen. Zu dieser Begegnung in Wien 
werden die meisten Staaten Europas Vertreter 
entsenden. 

Dieses Problem berührt auch den Kultur­
tourismus, durch den die jungen Mensmen mit 
der Geschichte Europas, mit dem europäischen 
Erbe vertraut gemacht werden sollen. Auch dazu 
ist es notwendig, nicht nur die einzelnen Denk­
mäler als Museumstücke zu erhalten, sondern das 
ganze Milieu, das jenen Geist zeigt, aus dem 
diese Bauwerke entstanden sind und auf dem 
die Geschichte Europas aufbaut. 

H 

Abgeordneter M a r k (SPO) referierte Ü!ber 
die Tätigkeit der Kulturkommission auf dem 
Gebiete der Jugendarbeit. Die Kommission hat 
sich schon seit einiger Zeit bemüht, mit den 
großen europäischen Jugendorganisationen in 
Kontakt zu kommen. Eine Subkommission, 
bestehend aus Vertretern der Sozialkommission 
und der Kulturkommission, hat die Schaffung 
einer eigenen Spezialkommission für Jugend­
fragen vorbereitet. Zu diesem Zweck wurde eine 

Di,e Arbeitsgruppe soll bereits im November 
ihre erste Sitzung abhalten und Anfang des näch­
sten Jahres in einer Aussprache mit den Ver­
tretern der großen europäischen Jugendorgani­
sationen die weiteren Schritte besprechen. Damit 
wird eine engere Verbindung zwischen diesen Or­
ganisationen und den beiden Kommissionen des 
Europarates hergestellt werden, und damit 
werden wir auch die Jugend Europas für die 
Schaffung eines größeren Europas interessieren. 
Damit schaffen wir die Voraussetzungen, jenes 
Ziel zu erreichen, das wir uns gesetzt haben : 
eine echte Integration unseres Erdteils, in dem 
wir leben und den wir lieben. 

J 
Am Freitag, dem letzten Verhandlungstag der 

derzeitigen Tagung der Beratenden Versammlung 
,des Europarates, unterbreitete Berichterstatterin 
Dr. Hertha F i r n b erg (SPO) namens der 
Kommission für Bevölkerungs- und Flüchtlings­
fragen den 12. Tätigkeitsbericht des Inter­
nationalen Komitees für Europäische Wande­
rungsprobleme (ICEM), der den Ernst der 
Flüchtlingssituation unterstreicht. Unter den 
Auspizien von ICEM wurde, wie aus dem Bericht 
hervorgeht, bis 1964 über 1'3 Millionen 
Menschen zur Auswanderung verholfen. Die 
Tätigkeit von ICEM, das heute 29 Mitglied­
staaten zählt, geht weit über seine ursprüng­
lichen Aufgaben hinaus. Sie umfaßt insbesondere 
die Hilfe bei der Auswanderung europäischer 
Arbeiter, die Hilfe bei der Ansiedlung von 
Flüchtlingen und - worauf die ICEM heute 
mehr Gewicht denn je legt - die Unterstützung 
der Entwicklungsländer durch eine geplante und 
selektive Auswanderungshilfe. Fast 70.000 Men-
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schen haben 1964 diese Auswanderungshilfe 
beansprud1tj das sind rund 10% mehr als ein 
Jahr vorher. Vor allem ist die Zahl der Flücht­
linge um mehr als 3500 gestiegen. Das Flüchtlings­
problem hat nichts an Aktualität eingebüßt, 
denn alljährlich werden 10.000 Europäer zu 
"neuen" Flüchtlingen. Im Berichtsjahr wurde die 
Auswanderung von 37.160 Flüchtlingen durch 
ICEM durchgeführt. 32.500 nationalen Aus­
wanderern wurde zur Auswanderung nach über­
see verholfen, wobei Australien als Aufnahme­
land an erster Stelle steht. In Europa halben 
Griechenland, Malta, Spanien und Italien die 
meisten Auswanderer abgegeben. Mehr als 
18.000 Flüchtlingen wurde durch ICEM zur 
Auswanderung nach Israel verholfen. 

In Osterreich ist ICEM in enger Zusammen­
arbeit mit der Regierung und den anderen 
internationalen Flüchtlingsorganisationen mit 
großem Erfolg tätig. Für Osterreich ist dies 
außerordentlich wichtig, denn der noch immer 
anhaltende Zustrom neuer Flüchtlinge wird so 
rasch als möglich in das endgültige Aufnahme­
land geleitet. In Osterreich wird die Tätigkeit 
von ICEM dankend anerkannt und geschätzt. 

Von besonderer Bedeutung sind die ICEM­
Bildungsprogramme auf dem Sektor der beruf­
lichen Ausbildung und der Sprachkul'se. 70% der 
im ersten Halbjahr 1964 Ausgewanderten 
waren qualifizierte Arbeitskräfte. 

In einer Empfehlung wird ICEM gebeten, als 
ein Zeichen echter europäischer Solidarität den 
"neuen" nationalen Flüchtlingen in Europa seine 
guten Dienste zur Verfügung zu steHen. 

K 

In der politischen Debatte der Beratenden 
Versammlung des Europarates wies Abgeordneter 
C zer n e t z (SPO) darauf hin, daß wohl 
niemand in der Versammlung den Ernst der 
Krise der EWG unterschätzt, ist ,doch diese Krise 
eine Gefahr für die Zukunft Europas. Hier 
genügt nicht der Hinweis, daß niemand die 
Absicht hat, diese Krise auszunützen. Wir sind 
vielmehr alle von der Sorge erfüllt, die aus dem 
Gefühl der bereits bestehenden geistigen Gemein­
schaft Europas entspringt. 

Wir sprechen hier nicht als Regierungsver­
treter, sondern als Parlamentarier mit der Ver­
antwortung, die wir in unseren Heimatländern 
unseren Wählern gegenüber haben. Wir dürfen 
nicht einfach hier reden, ohne dann imstande 
zu sein, das in der Heimat auch zu vertreten. 

asterreich steht derzeit in Verhandlungen mit 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Diese 
Verhandlungen werden aber nicht durch Oster­
reich verzögert, sondern sie sind durch die 
Schwierigkeiten innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft erschwert. 

Die Einheit Europas soll Raum und Rahmen 
für alle freien Völker Europas in Freiheit, 
Gleichberechtigung, Gleichheit und Freiwilligkeit 
geben. Es wäre daher gera,de jetzt, angesichts der 
schweren und vielleicht lebensgefährlichen Krise 
der EWG Aufgabe des Europarates, die alte 
Idee der Erweiterung der europäischen Einheit 
zu betonen und den Brückenschlag, die Ver­
bindung zwischen EWG und EFT A hervorzu­
kehren. Der Europarat soll weiterhin der 
Bannerträger der europäischen Einheit sein. Aber 
ohne Kompromißbereitschaft und Geduld wird 
es keine solche Einheit geben. Wenn jedoch 
genügend Toleranz und Mut zu Kompromissen 
auf allen Seiten vorhanden ist, dann wird diese 
Einheit zustande kommen, die der Ausd,ruck 
echten demokratischen und europäischen Geistes 
ist. (Beifall.) 

L 

In der Landwirtschaftsdebatte der Beratenden 
Versammlung des Europarates nahm Bundesrat 
Dr. R e ich I (SPO) zu jenen Problemen Stel­
lung, die in den letzten Monaten Gegenstand von 
Beratungen in der Agrarkommission waren. Wie 
er sagte, ist die Frage des agrarischen Einkom­
mens zweifellos ein Teil der sozialen Frage des 
Bauernstandes. Wenn es den Begriff der Preis­
schere auch in anderen soziologischen Gruppen 
und Berufsschichten gibt, so hat sie doch auf den 
Lebensstandard des Bauern einen ganz besonde­
ren Einfluß. 

Voraussetzung einer gesamteuropäischen So­
zialordnung für die bäuerliche Welt ist ein ge­
wisser wirtschaftlicher Integrationsprozeß. Eine 
bäuerliche Sozial-Charta hat nur dann Aussicht 
auf Verwirklichung, wenn man nach gründlicher 
Untersuchung gen au festlegt, welcher Personen­
kreis als Bauer angesprochen werden kann, und 
wenn man nu!,' solche Beschlüsse faßt, die bei 
gutem Willen auch durchführbar sind. 

Zu jeder sozialen Reform gehört stets eine 
Reform des Erziehungs- und Schulungswesens 
und eine .i\nderung der geistigen Haltung jener, 
die dem Umwandlungsprozeß unterworfen sind. 
Das gilt auch für die Lösung der sozialen Frage 
in der Landwirtschaft. Uns allen ist bewußt, daß 
im freien Europa weder das russisdle noch das 
amerikanische Muster bäuerlicher Wirtschafts­
und Sozialpolitik brauchbar scheint. Dem freien 
Europa entspricht am besten der Familienbetrieb. 

Die soziale Frage der europäischen Landwirt­
sdlaft, die soziale Frage des europäischen Bauern 
und Landarbeirers hängt sehr 1nnig mit dem 
Kernproblem des 20. Jahrhunderts zusammen, 
mit der Frage des Hungers in der Welt. Sollten 
wir den Kampf gegen den Hunger verlieren, 
dann wird es für den europäischen Bauern keine 
soziale Frage mehr geben, dann werden auch 
keine Familienbetriehe mehr sein, weil die große 
Revolution wahrscheinlich alle erfassen wird. 
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In der Konsultativversammlung des Europa­
rates nahm Abgeordneter M a r k (SPO) zu einer 
Empfehlung über Maßnahmen zur Verhinderung 
rassischer, nationaler und religiöser Verfolgung 
Stellung und führte dazu aus, daß die bestehen­
den Gesetze nicht ausreichen, allen solchen Ten­
denzen wirksam entgegenzutreten. In einem Zu­
satzantrag, zu dessen Initiatoren der Redner 
zählt, wird versucht, auf europäischer Ebene auf 
diesem Gebiet eine gleichartige Handhabung in 
die Wege zu leiten. Sidlerlich wird eine juristische 
Regelung dieser Frage allein nicht ausreichen, 
strafrechtliche Bestimmungen werden jedoch eine 
erzieherische Wirkung auf die Offentlichke1t nicht 
verfehlen. 

Wenn die mißbräuchliche Weckung derartiger 
Instinkte als Verbrechen qualifiziert wird, dann 
darf man darin keinesfalls eine Einschränkung 
der Redefreiheit erblicken; es soll damit vielmehr 
die Freiheit als Ganzes gewahrt werden. Früher 
einmal diente die Verfolgung der Majestätsbelei­
digung der Wahrung des Symbols der Gemein­
schaft; in der modernen Demokratie ist dieses 
Symbol die Würde des Menschen. Die gemachten 
Vorschläge verfolgen das Ziel, Beleidigungen der 
Menschenwürde zu verhindern. (Beifall.) 

N 

Im Sinne der Politik des Europarates, wirt­
schaftliche und andere techni\Sche Kontakte mit 
den mittel- und osteuropäischen Staaten zu 
suchen, berichtete Bundesrat G rat z (SPO) im 
Namen der Juridischen Kommission des Europa­
rates über eine der Voraussetzungen solcher Kon­
takte, nämlich die Verbesserung der Kenntnis 
der Rechtssysteme dieser Länder. Der Rechtsaus­
schuß beantragte, die Konsultativversammlung 
möge ihn beauftragen, eine Konferenz aller 
Rechtsfakultäten und Institute einzuberufen, die 
sich mit den Rechtsordnungen dieser Länder be­
schäftigen. Das Fernziel ist eine Vereinigung aller 
dieser Inscitute unter den Auspizien dC\S Europa­
rates. 

o 
Abgeordneter M a r k (SPO) verwies in der 

Debatte zum Bericht der Agrarkommission, der 
Sozialkommission und der Juridischen Kommis­
sion über den sozialen Schutz der Landwirte und 
ihrer Famil-ienmitglieder zunächst auf die Initia­
tiven der inzwischen verstorbenen österreichi­
schen Abgeordneten Straßer und Stürgkh bei 
der Sdlaffung und Weiterentwicklung der euro­
päischen Sozial-Charta: Unter dem Vorsitz von 
Peter Straßer wurde die Sozial-Charta in Turin 
unterzeichnet; der dem Europarat zur Beschluß­
fassung vorliegende Antrag wurde vor emem 
Jahr von Barthold Stürgkh eingebracht. 

13 

Im Sozialausschuß und im juridischen Aus­
schuß des Europarates wurden Bedenken vor 
allem in der Richtung vorgebracht, ob es ohne­
weiters möglich sei, Bestimmungen, die für 
Arbeitnehmer gelten, auf die selbständigen Land­
wirte auszudehnen. Durch Zusammenarbeit des 
Landwirtschafts-, Sozial- und juridischen Aus­
schusses ist es nunmehr gelungen, zu einem Kom­
prorniß zu kommen, der für alle tragbar er­
sm eint. 

Man nimmt allgemein an, daß die rechtliche 
Stellung des Selbständigen in der Wirtschaft klar­
gestellt ist. Die kleinen und mittleren Selbstän­
digen befinden sich aber vielfach in einer Si­
tuation der Abhängigkeit; ihre Selbständigkeit ist 
oft nur eine scheinbare. Ahnlich wie die Arbeit­
nehmer sich in den letzten Jahrzehnten in den 
Gewerkschaften und Konsumgenossenschaften 
zusammengeschlossen haben, um ihre schwache 
Position im Wirtschaftsleben zu stärken, haben 
sich die kleinen und mittleren Selbständigen in 
Gewerbe und Landwirtschaft mit dem gleichen 
Ziel in Produktionsgenossenschaften, Wirtsmafts­
genossenschaften, Maschinengenossenschaften und 
ähnlichen Verbänden vereinigt. Und wie die 
Arbeitnehmer immer wieder eine gewisse Pla­
nung in der Wirtsmaft gefordert haben, um sich 
gegen die Fährnisse im Wirtschaftsleben, gegen 
Krisen in einer Weise abzusichern, die weit über 
das System der sozialen Sicherheit hinausgeht, ist 
in den letzten Jahren vor allem in den Kreisen 
der Landwirtschaft das Verlangen nach Planung 
aufgetaucht. 

Der Antrag der Agrarkommission enthält die 
Forderung nam einer Art europäischen Grünen 
Planes, wie wir ihn auf Landesebene in Deutsch­
land und Osterreich bereits haben und viele 
andere Staaten ihn anstreben. Die Verwirk­
Iimung dieses Antrages stellt einen wesentlichen 
Schritt auf dem Wege zur sozialen Sicherheit für 
alle in Europa dar und bildet damit eine Voraus­
setzung für die Erhaltung der Menschenwürde. 
(Beifall.) 

Empfehlungen und Entschließungen 

Entschließung 294 

über die aflgemeine Politik des Europarates 
Die Versammlung 
1. erinnert an ihre Empfehlung 337 vom 

25. September 1962, in welcher sie die historische 
Bedeutung der Erklärung des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten vom 4. Juli 1962, welche die 
Herstellung der Interdependence der USA und 
Europas, nadl dessen erfolgter Einigung, begrüßt 
hat; 

5. fordert die beteiligten Re~ierungen auf: 
6. keine Anstrengung zu scheuen, um zu einem 

erfolgreichen Abschluß der Tarifverhandlungen 
im GATT zu gelangen; 
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9. ein wirksames System der politischen Zu­
sammenarbeit und Konsultation zwischen den 
atlantischen Ländern aufzubauen; 

10. der Tatsache Rechnung tragen, daß die 
Schaffung eines solchen Systems die westlichen 
Länder trotzdem nicht auf allen Gebieten zu 
einer monolithischen Politik verpflichtet, sondern 
zu einer Politik mit folgenden Zielen: 

a) ein differenziertes Vorgehen auf der Ebene 
der westlichen zwischenstaatlichen Be­
ziehungen oder auf der Ebene der euro­
päischen Organisationen mit dem Ziel, den 
gemeinsamen Interessen durch eine ge­
schmeidige Politik besser zu dienen und 
damit den Staaten und den Organisationen 
zur Verfügung stehende Möglichkeiten In 

optimaler Weise auszunutzen; 
b) dem Europarat eine nützlichere Rolle in 

der Verbesserung der Beziehungen zwischen 
Europa und dem Osten zu ermöglichen; 

c) eine realistischere Auffassung über die 
atlantische Partnerschaft in den gegenseiti­
gen Beziehungen zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten; 

d) der Europarat muß eine stärkere funktio­
nell betonte Rolle als tatsächlicher Rahmen 
für eine europäische politische Einheit er­
halten; 

11. di,e geeigneten Maßnahmen erneut zu über­
prüfen, um der Zersplitterung Europas ein Ende 
zu setzen. 

Entschließung 295 

über die Lage der jüdischen Gemeinschaft in der 
UdSSR 

Die Versammlung 

2. erinnert an den Grundsatz der Achtung der 
Gleichheit der Rassen und der religiösen Freiheit, 
gemäß Art. 1 Abs. 3 und Art. 55 der Charta der 
Vereinten Nationen, 

4. nimmt jedoch Kenntnis von den besonderen 
Beschränkungen der Freiheit, denen die Juden in 
der UdSSR unterworfen sind : ... 

5. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daß die 
sowjetische Regierung zur Verbesserung des Ver­
ständnisses zwischen Ost und West durch fol­
gende geeignete Maßnahmen beitragen möge: 

b) die antisemitische Propaganda in der Presse 
oder in der Form anderer Veröffentlichun­
gen in übereinstimmung mit Artikel 123 
der Verfassung der UdSSR zu verbieten; 

c) jegliche rechtliche Diskrimenierung gegen 
die Juden zu unterbinden, insbesondere im 
Rahmen von Beschuldigungen wegen Wirt­
schafts vergehen ; 

d) den Juden in der UdSSR zu gestatten, 
nach ihrem freien Willen sich in anderen 
Ländern, insbesondere in Israel, mit den 
Mitgliedern ihrer Familie, von denen sie in­
folge des Zweiten Weltkrieges und der Ver­
folgungen durch den Nationalsozialismus 
getrennt worden sind, wieder zu vereini­
gen. 

Entschließung 296 

(Antwort auf den 3. Bericht der OECD an den 
Europarat) 
Zusammenfassung 

In dieser Entschließung und als Ergebnis der 
Aussprache über diesen Bericht betont die Ver­
sammlung die Bedeutung der OECD als Instru­
ment einer immer stärkeren Zusammenarbeit auf 
wirtschaftlichem und technologischem Gebiet 
zwischen Europa, den USA und den übrigen Län­
dern der freien Welt. 

Mit einer gewissen Besorgnis weist die Ver­
sammlung auf die Verlangsamung der wirtschaft­
lichen Expansion in einer Reihe von europäischen 
Ländern hin und betont die Gefahren einer 
inflationellen Entwicklung. Auf dem Gebiet der 
Entwicklungshilfe begrüßt die Versammlung den 
Beitritt österreichs zum Ausschuß für Entwick­
lungshilfe der OECD. Von besonderer Bedeutung 
auf dem Gebiet der Entwicklung ist die Land­
wirtsd1aft, hier müssen auf technischem und so­
zialem Gebiet, Verbesserung der Erzeugung be­
sondere Anstrengungen gemacht werden. 

Eine Politik der Erziehung und Aufklärung 
auf dem Gebiet des Bevölkerungszuwachses sollte 
in den Regionen gefördert werden, in denen die 
Zuwachsrate der Bevölkerung den sozialen und 
wirtsmaftlimen Fortsd1ritt gefährdet. 

Die Versammlung begrüßt die aktive Politik 
der OE CD auf dem Gebiet der Arbeitskräfte und 
bittet, in dem nämstjährigen Bericht die Erfah­
rungen auf diesem Gebiet darzulegen. 

Auf dem Gebiet der Wissenschaftspolitik 
nimmt die Versammlung von den Arbeiten der 
Ministerkonferenz über die Wissenschaft Kennt­
nis und wird dieses Thema im Rahmen ihrer 
Aussprame über Fragen der Kultur und Wis­
senschaft im September 1965 behandeln. 

Empfehlung 424 

betreffend die europäismen 
Wirtschaftsprobleme 

Die Versammlung 

und atlantischen 

4. sie ist der Auffassung, daß es im Interesse 
der europäismen Wirtschaft und im Interesse 
einer zukünftigen Prosperität in Europa liegt, 
wenn die Europäische Freihandelszone erheblim 
stärker gemamt werde und ihr Tätigkeitsbereich 
im Hinblick auf die Schaffung einer echten Frei­
handelszone erweitert werde. 
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5. sie ist überzeugt, daß die atlantische Part­
nerschaft von außerordentlicher Bedeutung ist, 
und bedauert, daß keine konkreteren Fortschritte 
zur Schaffung dieser Partnerschaft auf wirtschaft­
lichem und monetärem Gebiet erzielt worden 
sind; 

7. sie betont ihre feste überzeugung, daß die 
wichtigste Initiative der Mitgliedsländer des Ge­
meinsamen Marktes und der Europäischen Frei­
handelszone darin bestehen sollte, zu gegebener 
Zeit, vor dem Auslaufen der "Trade Expansion 
Act" der USA, die weitmöglichste Herabsetzung 
der Zölle sicherzustellen. Hierzu gehört ein 
Minimum von Ausnahmebestimmungen und 
anderen Verkehrshemmungen im Rahmen der 
Kennedy-Runde; 

10. empfiehlt dem Ministerrat 
a) erneut zu betonen, daß im Rahmen der 

Kennedy-Runde eine wesentliche Ver­
minderung der Verkehrshindernisse erreicht 
werden muß. Diese Maßnahme würde ins­
besondere die Rückwirkungen auf den 
Handel und die Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen den europäischen Ländern, die 
durch die wirtschaftliche Teilung Europas 
bedingt sind, vermindern. Allen Regie­
rungen, die an den GATT-Verhandlungen 
teilnehmen, muß mit Nachdruck nahegelegt 
werden, daß es · in ihrem Interesse liegt, 
kurzfristige Opfer auf sich zu nehmen, um 
das gewünschte Endresultat zu erreichen; 

b) den Begriff der atlantischen wirtschaft­
lichen Partnerschaft zu überprüfen, insbe­
sondere angesichts der derzeitigen Teilung 
des freien Europa in zwei Wirtschaftsgrup­
pen; 

c) den Mitgliedsregierungen dringend nahe­
zulegen, im Rahmen der OE CD die erfor­
derlichen Maßnahmen zu ergreifen, um zu 
einer koordinierten atlantischen Politik auf 
der Konferenz der Vereinten Nationen 
über den Handel und die Entwicklung zu 
gelangen. 

Empfehlung 425 

betreffend die allgemeine Politik des Europarates 

A 

Die Beratende Versammlung 

8. empfiehlt, daß die Regierungen der Mit­
gliedstaaten des Europarates, die zur EWG oder 
zur EFTA gehören, alles in ihrer Macht Stehende 
unternehmen sollten, um die Kooperation zwi­
schen den beiden Organisationen zu fördern und 
Unterschiede der Politik zwischen ihnen zu ver­
hindern; 

15 

9. empfiehlt ferner, daß die Regierungen der 
Mitgliedstaaten eine Zusammenarbeit bei gemein­
samen industriellen und technologischen Projek­
ten, für welche die englisch-französische Koopera­
tion in der Luftfahrtindustrie ein Beispiel ist, 
entweder auf einer bilateralen oder vorzugsweise 
auf einer multilateralen Grundlage verstärken 
und ermutigen sollten; 

B 

10. begrüßt die vom Ministerkomitee getrof­
fene Entscheidung, womit der Generalsekretär 
beauftragt wurde, ein umfassendes Arbeitspro­
gramm für den Europarat auszuarbeiten; 

C 

13. empfiehlt allen Mitgliedsregierungen, Infor­
mationen auszutauschen und wenn möglich ihre 
Bemühungen und Initiativen zur Herstellung 
neuer Kontakte und zum Ausbau der bereits be­
stehenden Kontakte aufeinander abzustimmen im 
Interesse eines größeren Europa, das eine dauer­
hafte Lösung der inneren Probleme des europäi­
schen Kontinents und des Weltfriedens gewähr­
leisten könnte; 

16. empfiehlt dem Ministerkomitee, dem 
Europarat neben seinen traditionellen Zuständig­
keiten auch die Aufgabe zu übertragen, die 
Möglichkeiten einer Zusammenarbeit auf gesamt­
europäischer Ebene, unbeschadet der Verschieden­
heit der sozialen, wirtschaftlichen und politischen 
Systeme, zu erforschen. 

Empfehlung 426 

betreffend die Schaffung eines Regionalsystems 
zur Beilegung von Streitfällen zwischen Mitglieds­
ländern des Europarats 

Die Versammlung 

10. empfiehlt dem Ministerkomitee: 
a) in Zukunft einen aktiveren Anteil bei der 

Regelung von Streitfällen zwischen Mit­
gliedsländern des Europarats zu nehmen; 

h) die Entschlossenheit des Europarats zu 
unterstreichen, auf diesem Weg im regio­
nalen Bereich einen konstruktiveren Beitrag 
zur Verwirklichung der Charta der Ver­
einten Nationen zu leisten; 

c) eine besondere Kommission einzusetzen, 
die den Titel einer vorläufigen euro­
päischen Kommission zur Regelung von 
Streitfällen tragen könnte, welche unter 
Berücksichtigung der vorstehenden über­
legungen die Vollmacht hätte, jegli<;he 
Streitfälle oder jegliche Drohung eines 
Streitfalles zwischen Mitgliedsländern au.f-
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zugreifen und Anregungen oder Vorschläge 
zu deren Lösung zu machen. 

Entschließung 300 

betreffend die europäischen Wirtschaftsbeziehun­
gen 

Die Versammlung 

5. bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß die 
in der EWG gegenwärtig bestehenden internen 
Schwierigkeiten rasch überwunden werden 
mögen; 

6. ist der Meinung, daß das zwischenstaatliche 
Arbeitsprogramm des Europarats so gestaltet 
werden sollte, daß es die Bewegung auf eine 
europäische Einheit hin unterstützt und die in 
dieser Entschließung zum Ausdruck gebrachten 
Gesichtspunkte in Rechnung stellt. 

Empfehlung 430 

betreffend den Ost-W est-Handel 
Die Versammlung . 

1. -beobachtet die zahlreichen Hinweise auf 
eine aufgeschlossenere Haltung zugunsten einer 
Ausweitung des Ost-West-Handels und zu seiner 
Organisierung auf einer stabileren Grundlage 
sowohl in der Sowjetunion und in den übrigen 
osteuropäischen Staaten als auch im Westen; 

5. empfiehlt dem Ministerkomitee, 
die Mitgliedsregierungen dringend aufzu­

fordern: 
a) die Konsolidierung der gegenseitigen 

Handelsabmachungen zwischen Ost und 
West für längere Zeitabschnitte, das heißt 
für fünf Jahre oder mehr Jahre ins Auge 
zu fassen, um damit die Investitionsvor­
haben und Planprojekte in Ost und West 
zu erleichtern; 

b) zu versuchen, auf der Grundlage gegen­
seitiger Kompensationen die den Exporteu­
ren gebotene Möglichkeit einer direkten 
Kontaktaufnahme mit den osteuropäischen 
Verbraudlern auszuweiten und Markt­
umfragen anzustellen; 

c) Konsultationen und einen regelmäßigen 
Gedankenaustausch über die Ost-West­
Handelsprobleme mit ihren Partnern in der 
OECD und in der EWG und EFT A vor­
zunehmen, um so ihre Haltung zu ko­
ordinieren und solche Handhabungen abzu­
ändern, die in unnützer Weise die Aus­
dehnung des Ost-West-Handels hemmen; 

d) die Möglichkeit zu überprüfen, im An­
schluß an die Kennedy-Verhandlungen eine 
neue Reihe gleichzeitiger bilateraler Ver­
handlungen mit den osteuropäischen Län­
dern 1m Rahmen der Komitees für 

Handelsentwicklung in der Europa-Wirt­
schaftskommission der UNO zu beginnen, 
deren Ziel unter anderem wäre, die 
Zahlungsabmachungen auf eine !bilaterale 
Basis zu stellen. 

Empfehlung 433 

Die Versammlung. 

empfiehlt ·daher dem Ministerkomitee: 
A. Verbesserung der Information der Mitglie­

der der Versammlung auf dem Gebiet der 
Wissenschaftspoli tik; 

den Generalsekretär im Hinblick auf eine Ver­
besserung der Einrichtungen die g.egenwärtig den 
Versammlungsmi tgliedern zur Verfügung stehen, 
damit zu beauftragen: 
- gemeinsam mit dem Greffier der Ver­

sammlung zu prüfen, 
welche Einrichtung geschaffen werden müßte, 

um die Parlamentarier rasch und regelmäßig über 
jene nationalen oder internationalen Ereignisse 
zu informieren, die für ein umfassendes Ver­
ständnis der Entwicklung und der Tendenzen der 
Wissenschaftspolitik bedeutsam und für Europa 
von Interesse sind; ... 

B. Verbindung zwischen der Versammlung und 
der Konferenz der Wissenschaftsminister ; 

die notwendigen Maßnahmen zu treffen, damit: 
ein Bericht über die zweite Konferenz der 

Wissenschafts!J1inister der Versammlung min­
destens ein Monat vor der ersten Teilsitzung der 
18. Sitzungsperiode vorgelegt werde, der als 
Grundlage für eine ·erste große Gesamtdebatte 
der Versammlung über die "Wissenschaftspolitik 
in Europa" dienen könne; 

die Vorlage dieses Berichts an die Versammlung 
sowie die weiteren Berichte über die Sitzungen 
der genannten Ministerkonferenz offiziellen 
Charakter erhalte, wie dies bei anderen Minister­
konferenzen, etwa bei den Europäischen Kon­
ferenzen der Verkehrsminister, der Erziehungs­
minister, der Justizminister usw., geschieht; 

elIle direkte organische Verbindung auf 
Sekretariatsebene zwischen dem Europarat und 
der Ministerkonf,erenz geschaffen werde, die 
ständige und enge Arbeitskontakte zwisch,en den 
beiden Organen ermöglicht. 

Empfehlung 445 

Die Versammlung 

empfiehlt dem Ministerkomitee, die Mitglieds­
regierungen einzuladen: 

in der Frage der Unterhaltspflicht für Gast­
arbeiter: 
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1. den Konventionen der UNO vom I empfiehlt dem Ministerkomitee: 
20. Juni 1956 und der Haager Konferenz vom die Mitgliedsländer, die den Europäischen 
24. Oktober 1956 und vom 15. April 1958 Kodex für Soziale Sicherheit und sein Zusatz­
heizutreten, wenn sie ·dies noch nicht getan protokoll noch nicht unterzeichnet oder ratifiziert 
haben; haben, einzuladen, dies in kürzester Frist zu tun. 

2. das Projekt "Aktenvor,druck Europarat" 
anzunehmen, welches das Verfahren zur Ein­
bringung von Unterhaltsgeldern von seiten der 
Antragsteller erleichtern soll; 

3. wenn möglich, in jedem Land eine für die 
Annahme und Weiterleitung der Akten allein 
berechtigte Behörde zu bestimmen; 
- in der Frage der BerufsauSlbiIdung: 

1. das Projekt der Berufsausbildung von 
300 Arbeiterschülern zu g.enehmigen und die 
hiefür notwendigen Kredite zur Verfügung zu 
stellen; 

2. die Veröffentlichung der Umfrage über die 
geographisdle Verteilung der Berufsausbildungs­
zentren in den Mitgliedsländern zu g.enehmigen; 
- in der Frage der Zusammenarbeit auf dem 

sozialen und dem Arbeitssektor: 
die Möglichkeit zu prüfen, im Rahmen des 

Europarates eine Konferenz der Arbeits- und 
Sozialminister der Mitgliedsländer des Europa­
rates abzuhalten. 

Empfehlung 438 

Unter Berücksichtigung jener Faktoren, die in 
der modernen Zivilisation eine besondere Gefähr­
dung der Gesundheit des Menschen darstellen 
können, wird dem Ministerkomitee nahegelegt, 
seine zukünftige Arbeit im Gesundheitswesen 
auf folgende Gebiete zu konzentrieren: 

Luftverschmutzung, Lärmbekämpfung, Codex 
Alimentarius, Europäisches Arzneimittelbuch, 
ärztliche Behandlungskosten, alte Menschen, 
Freizeit, Campinghygiene; 

weiter wird dem Ministerkomitee empfohlen, 
die Probleme der Wasserverschmutzung, der 
Therapeutik der Verkehrsunfälle, der Unfall­
verhütung auf das Arbeitsprogramm der 
Expertenkamitees für öffentliches Gesundheits­
wesen beziehungsweise für Natur- und Land­
schaftsschutz zu setzen. 

Empfehlung 441 

Die Versammlung, 
stellt fest, daß der Europäische Kodex für 

Soziale Sicherheit und sein Zusatzprotokoll von 
Belgien, Dänemark, der Bundesrepublik Deutsch­
land, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, 
Norwegen, Schweden und der Türlkei unter­
zeichnet wurde; 

stellt weiter fest, daß noch kein Mitglieds­
land des Europarates diese heiden Instrumente 
ra tifiziert hat; 

Empfehlung 448 

betreffend die allgemeine Politik des Europarates 
Di,e Versammlung, 

11. empfiehlt dem Ministerkomitee: 
a) in Erwartung der Aufnahme eines Dialoges 

zwischen der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft und der EFT A, die Möglich­
keit einer Befassung des Europarates mit 
dem Studium und, soweit es möglich ist, 
mit der Ausarbeitung von übereinkommen 
und Abkommen im Bereich der technischen 
Zusammenarbeit, gemäß dem Vorschlag in 
der Ministerkonferenz der EFT A in Kopen­
hagen im Oktober 1965, und dies zum 
Beispiel im Bereich ,der Patente und 
Industrienormen in Erwägung zu ziehen; 

b) recht hald eine Konferenz der für die 
Luftfahrtfragen zuständigen Minister zum 
Thema der europäischen Zusammenarbeit 
im Bereich des Flugzeugbaues einzuberufen. 

Empfehlung 449 

betreffend die wirtschaftliche und politische 
Einheit Europas 

1. Die Versammlung anerkennt: 

a) daß die Meinungsverschiedenheit innerhalb 
der EWG die Arbeit der Gemeinschaft 
lahmlegt und der europäischen Sache einen 
sdlweren Schaden zufügt; 

b) daß auf Grund der anhaltenden Spaltung 
der freien Nationen Europas in getrennte 
Wirtschaftsgruppen und deren Unfähigkeit, 
einen gemeinsamen Standpunkt zu den 
politischen Problemen einzunehmen, Eu­
ropa mehr und mehr seine wirtschaftliche 
Unabhängigkeit verliert und unfähig ist, 
die ihm in der Weltpolitik zukommenden 
Aufgaben zu erfüllen; 

c) daß die Europäische Wirtschaftsgeme~ 
schaft die beste Grundlage bildet, auf der 
die europäische wirtschaftliche und politi­
sche Einheit errichtet werden müßte; 

2. fordert die Regierungen der Europäismen 
Wirtschaftsgemeinschaft auf: 

a) ... . ..... . 

b) ... . ..... . 
c) ihre Absimt zur schrittweisen Entwicklung 

eines europäischen politischen Zusammen­
schlusses auf der Grundlage einer erweiter­
ten europäischen Wirtschaftsgemeinsmaft 
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bekanntzugeben und als erst,e Etappe regel­
mäßige Konsultationen zur Herausarbei­
tung einer gemeinsamen Außenpolitik 
zwischen jenen europäischen Ländern ein­
zuführen, die den Wunsch haben, sich 
daran zu beteiligen; 

3. fordert die Regierung der EFf A-Länder 
auf, zu erklären oder zu bekräftigen, daß sie 
bereit sind, zusammen mit den Regierungen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die Frage 
ihres Beitrittes oder ihrer Assoziation mit der 
Gemeinschaft prüfen zu wollen. 

Empfehlung 450 

betreffend die europäischen Wirtschaftsbeziehun­
gen 

Die Versammlung, 

11. empfiehlt dem Ministerkomitee: 
a) die Regierungsverhandlungen im Rahmen 

der Ad-hoc-Arbeitsgruppe der OECD über 
die UNO-Konferenz für Handel und Ent­
wicklung zur Festlegung einer abge­
stimmten europäischen Politik zu benutzen; 

b) die Mitgliedsregierungen dringend aufzu­
fordern, auf nationaler Ebene und im 
Rahmen einer möglichst engen Zusammen­
arbeit innerhalb der bestehenden inter­
nationalen Organisationen alle Schritte zur 
Erhaltung des wirtschaftlichen Wachstums 
und der Stabilität des allgemeinen Preis­
niveaus unter Beibehaltung des Gleich­
gewichtes der internationalen Währungs­
beziehungen zu ergreifen; 

c) sich um die Weiterführung der Arbeiten 
des Koordinationskomitees der Vertreter 
der Sechs 'und deren Gespräche mit den 
übrigen GATT-Mitgliedern in Genf zu 
bemühen, bis die politischen Voraussetzun­
gen zur Inangriffnahme der letzten Etappe 
der Kennedy-Verhandlungen gegeben sind; 

d) die Durchführung des zwischenstaatlichen 
Arbeitsprogramms des Europarates weiter­
zuverfolgen, um damit die Bewegung zur 
europäischen Einheit hin unter Berück­
sichtigung der in der vorliegenden Empfeh­
lung enthaltenen Auffassungen zu unter­
stützen. 

Empfehlung 452 

betreffend die Landwirtschaftspolitik In Europa 
Die Versammlung, 

9. empfiehlt dem Ministerkomitee, die Mit­
gliedsregierungen aufzufordern: 

a) sich unverzüglich und in übereinstimmung 
mit den im Bereich der Landwirtschafts-

produkte bereits festgelegten Grundsätzen 
um die erfolgreiche Durchführung der 
Kennedy-Runde im Rahmen des GATT 
zu bemühen; 

ob) für die Landwirtschaftsprodukte eine lang­
fristige Politik mit dem Endziel eines 
erweiterten europäischen Marktes auszu­
arbeiten; 

c) sich bei der Verfolgung dieses Zieles um 
die Verwirklichung einer Regelung der 
Landwirtschaftspreise, welche angemessene 
Wettbewerbs bedingungen zwischen den Er­
zeugern der europäischen Länder gewähr­
leisten, zu bemühen; 

d) zur Vermeidung von Handelsverzerrungen, 
die Möglid1keit des vorläufigen Abschlusses 
von Abkommen zwischen den wichtigsten 
europäismen Partnern, welche Landwirt­
schaftsprodukte austauschen, ins Auge zu 
fassen. 

Empfehlung 453 

'betreffend die Maßnahmen gegen die Aufhetzung 
zu Rassen-, National- und Religionshaß 

Di·e Versammlung, 

3. stellt fest, daß in Mitgli,edstaaten vereinzelte, 
aber immer zahlreichere Elemente unter Miß­
brauch der von den nationalen Verfassungen und 
von der Europäisd1en Menschenrechtskonvention 
gewährten individuellen Freiheitsrechte die 
öffentlid1e Meinung einschließlich d.er Jugend zu 
Rassen-, National- oder Religionshaß mit Hilfe 
von Organisationen politischer oder angeblich 
politischer Propaganda und Umtriebe, in be­
stimmten Fällen unter dem Deckmantel des in 
den Schulen und Universitäten gegebenen Unter­
richts, aufstacheln; 

6. richtet einen feierlichen Aufruf an alle 
Europäer und ganz besonders an die Organe der 
Gesetzgebung, der Regierung, der Recht­
sprechung und des Schulwesens der Mitglied­
staaten, damit sie die geeigneten Maßnahmen, 
gegebenenfalls gesetzgeberischer Natur zur Be­
seitigung derartiger Mißstände und zur Gewähr­
leistung dafür, daß ihre Jugend in der Achtung 
der Vorherrschaft des Rechtes und der Würde 
eines jeden Menschen gleich welcher Rasse, 
Religion, Nationalität oder ethnischer Herkunft 
erzogen werde, ergreifen; 

7. empfiehlt dem Ministerkomitee: 
a) die Mitgliedsregierungen aufzufordern, eine 

wirksame Gesetzgebung gegen die A-'Uf­
reizung zu Rassen-, National- und Reli­
gionshaß sowie gegen Gewalttätigkeit ein­
zuführen, oder dort, wo sie bereits besteht, 
ihren Anwendungsbereich und ihre Wirk-
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samkcit im Lichte der gegenwarugen 
Umstände zu modifizieren und darüber 
hinaus alles in ihrer Macht Stehende zu tun, 
damit di,ese Gesetzgebung eine strikte An­
wendung finde; 

b) den Mitgliedsregierungen die vorliegende 
Empfehlung sowie ·das beigeschlossene 
Modellgesetz, das die Rechtsgrundsätze 
enthält, auf denen nach Auffassung der 
Versammlung eine derartige Gesetzgebung 
beruhen sollte und das die Aufstellung 
einer Gesetzgebung zur Unterdrückung 
·der Aufhetzung zu Rassen-, National- und 
Religionshaß erleichtern oder die Revision 
der bestehenden Gesetzgebung fördern soll, 
zu übermitteln; 

schließenden übereinkommen und Abkommen, 
ein InfoI''ffiationsaustausch-System über die von 
den nationalen Rechts- und Verwaltungsinstan­
zen gefaßten Entscheidungen, welche sich auf 
Bestimmungen dieser übereinkommen und Ab­
kommen beziehen, einzurichten und dieses Aus­
tauschsystem, soweit es sinnvoll erscheinen 
könnte, auch auf andere übereinkommen als 
mlche, die durch den Europarat geschaffen wor­
den sind und die zwischen zweien oder mehreren 
Mitgliedsländern Anwendung finden, auszu­
dehnen; 

B. Hinsichtlich der in Zukunft durch den 
Europarat abzuschließenden übereinkommen 
und Abkommen: 

c) ein Regierungs-Expertenkomitee mit der 
Ausarbeitung eines europäischen überein­
kommensentwurfes zur einheitlichen gesetz­
lichen Regelung gegen die Aufhetzung zu 
Rassen-, National- und Religionshaß auf 
der Grundlage des beigeschlossenen Modell­
gesetzes zu beauftragen. 

Empfehlung 454 

betreffend die einheitliche Auslegung von Ver­
trägen 

Die Versammlung, 

6. empfiehlt dem Ministerkomitee: 
A. Hinsichtlich der bereits abgeschlossenen 

oder in Zukunft durch den Europarat abzu-

Kommissionssitzungen Zeit 

Gemischte Kommission 11. 12. 1965 

Ständige Kommission 28. 6. 1965 
27. 11. 1965 
26. 3.1965 

Politische Kommission 3. 5. 1965 
6. 5.1965 
9. 7. 1965 
3. 9. 1965 

27. 9. 1965 
29. 9. 1965 
26. 11. 1965 
17. 12. 1965 
25. 1. 1966 
26. 1. 1966 
25. 3. 1966 

a) in diese übereinkommen und Abkommen 
die Einfügung 
i) einer Klausel über die einheitliche Aus­

legung und 
ii) einer interpretierenden 

ihre grundsätzlichen 
sicherzustellen; 

Klausel über 
Rechtsbegriffe 

b) für all diese übereinkommen und Ab­
kommen das System periodischer Bericht­
erstattung durch die Regierungen der Ver­
tragspartner an den Generalsekretär des 
Europarates über die Durchführung der 
übereinkommensbestimmungen gegebenen­
falls mit Informationen -über die von ihren 
Verwaltungs- und Justizbehörden gefällten 
Entscheidungen einzurichten; 

c) ein europäisches Komitee zur Prüfung 
dieser Berichte und zur Abgabe von Schluß­
folgerungen aufzustellen. 

I Ort I Teilnehmer 

Paris Czernetz, Mark, TonCic 

Paris Czernetz 
Paris Czernetz, TonCic 
Paris Czernetz, TonCic 

Straßburg Czernetz, TonCic 
Straßburg Czernetz, TonCic 
London Czernetz, TonCic 

Paris Czernetz, TonCic 
Straßburg Czernetz, TonCic 
Straßburg Czernetz, TonCic 

Paris Czernetz, TonCic 
Paris Czernetz, TonCic 

Straßburg Czernetz, TonCic 
Straßburg Czernetz, TonCic 

Paris Czernetz, TonCic 
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Kommissionssitzungen Zeit Ort Teilnehmer 

Wirtschaftskommission 3. 5. 1965 Straßburg Czernetz, Römer 
4. 5. 1965 Straßburg Czernetz, Römer 

1.-2.9. 1965 Paris Czernetz, Römer 
29. 9. 1965 Straßburg Czernetz, Römer 
30. 9. 1965 Straßburg Czernetz, Römer 

25.-26. 11. 1965 Paris Czernetz 
7. 1. 1966 Paris Czernetz, Römer 

24. 1. 1966 Straßburg Czernetz 
21.-23. 3. 1966 Athen Römer 

Sozialkommission 3. 5. 1965 Straßburg Mark, Weiss 
5. 5. 1965 Straßburg Mark, Weiss 
6. 5. 1965 Straßburg Mark, Weiss 

29. 6. 1965 Paris Mark, Weiss 
27. 9. 1965 Straßburg Mark, Weiss 
30. 9. 1965 Straßburg Mark, Weiss 

30.11.-2.12.1965 Bern, Mark, Weiss 
Lausanne, 

Genf 
24. 1. 1966 Straßburg Mark 
25. 1. 1966 Straßburg Mark, Römer 
26. 1. 1966 Straßburg Mark, Römer 
21. 3. 1966 Paris Mark, Weiss 

Juridische Kommission 5. 5. 1965 Straßburg Mark, TonCic 
5.-7. 8. 1965 Stockholm Gratz, Kos, Mark 

28. 9. 1965 Straßburg Mark, TonCic 
13. 11. 1965 Paris Mark, TonCic 
21. 12. 1965 Paris Gratz, Mark 
24. 1. 1966 Straßburg Mark, TonCic 
27. 1. 1966 Straßburg Mark, TonCic 
11. 3. 1966 Paris Mark, TonCic 

Kulturkommission 3. 5. 1965 Straßburg Mark, Weiss 
4. 5. 1965 Straßburg Mark, Weiss 

8.-10. 7. 1965 Aachen, Mark, Weiss 
Trier, 

1.- 2. 9. 1965 Paris Mark, Weiss 
28. 9. 1965 Straßburg Mark, Weiss 
30. 9. 1965 Straßburg Mark, Weiss 
26. 1. 1966 Straßburg Mark, Römer 

4.- 5. 4. 1966 Paris Mark, Römer 

Gemeindekommission 4. 5. 1965 Straßburg Kranzlmayr, Reich! 
30.6.-1. 7.1965 Paris Kranzlmayr, Reich! 

6. 9.1965 Paris Kranzlmayr, Reichl 
29. 9. 1965 Straßburg Kranzlmayr, Reichl 
23. 11. 1965 Paris Kranzlmayr 
26. 1. 1966 Straßburg Kranzlmayr, Reichl 
28. 3. 1966 Paris Kranzlmayr, Reichl 

Geschäftsordnungskommission 4. 5. 1965 Straßburg Winter 
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Kommissionssitzungen 

Landwirtschaftskommission 

Kommission für Nichtvertretene 
Nationen 

Ständige Arbeitsgruppe für die 
Beziehung zu den nationalen 
Parlamenten und zur Öffent­
lichkeit 

Budgetkommission 

Kommission für Bevölkerung 
und Flüchtlinge 

Gemeinsame Arbeitsgruppe für 
Jugendfragen 

Gemischte Arbeitsgruppe für 
Regionalplanung 

Gemeinsame Sitzung der Poli-
tischen und Wirtschafts-
kommission 

Gemeinsame Sitzung der Wirt-
schafts- und Kulturkommission 

Zeit 

3. 5. 1965 
5. 5.1965 

24.-27. 6.1965 
22.-23. 9. 1965 

27. 9.1965 
30. 9. 1965 

22.-25. 11. 1965 
13.-15. 12. 1965 

24. 1. 1966 
27. 1. 1966 
15. 4.1966 

5. 5. 1965 
30. 9. 1965 
13. 12. 1965 
26. 1. 1966 

4. 5. 1965 
4. 6.1965 

28. 9. 1965 
1. 10. 1965 

13. 12. 1965 
24. 1. 1966 
27. 1. 1966 

15.-16. 3. 1966 

30. 9.1965 

6. 5. 1965 
12.-14. 7.1965 

28. 9. 1965 
29. 9. 1965 
30. 9. 1965 
29.11. 1965 
24. 3. 1966 

6. 5. 1965 
25. 1. 1966 

28. 9.1965 
27. 1.1966 
28. 3. 1966 

6. 5. 1965 

31. 8. 1965 

Ort 

Straßburg 
Straßburg 

Paris 
Luxemburg 
Straßburg 
Straßburg 

Rom 
Paris 

Straßburg 
Straßburg 

Paris 

Straßburg 
Straßburg 

Paris 
Straßburg 

Straßburg 
Paris 

Straßburg 
Straßburg 

Paris 
Straßburg 
Straßburg 

Kopen-
hagen 

Straßburg 

Straßburg 
Dublin 

Straßburg 
Straßburg 
Straßburg 

Paris 
Paris 

Straßburg 
Straßburg 

Straßburg 
Straßburg 

Paris 

Straßburg 

Paris 

Reichl 
Reichl 
Reichl 
Reichl 
Reichl 
Reichl 
Reichl 
Reichl 
Reichl 
Reichl 
Reichl 

Gratz 
Gratz 
Gratz 
Gratz 

Teilnehmer 

Czernetz, Kranzlmayr 
Czernetz 
Czernetz 
Czernetz 
Czernetz, Kranzlmayr 
Czernetz, Kranzlmayr 
Czernetz, Kranzlmayr 
Czernetz, Kranzlmayr 

Reichl, Römer 

Firnberg 
Firnberg 
Firnberg 
Firnberg 
Firnberg 
Firnberg 
Firnberg 

Mark 
Mark 

Firnberg 
Firnberg 
Firnberg 

Czernetz, Römer, TonCic 

Mark, Römer 
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Kommissionssit2:ungen Zeit Ort Teilnehmer 

Gemeinsame Sitzung der Sub- 27. 1. 1966 Straßburg Mark, Römer 
kommission Nr. 4 der Wirt-
schaftskommission und 
Kulturkommission 

Subkommissionssitzungen I Zeit Ort Teilnehmer 

Wirtschaftskommission 
Subkommission Nr.4 31. 8. 1965 Paris Römer 

(Wissenschaft und Wirtschafts-
wachstum) 

Sozialkommission 
Subkommission Nr.3 13. 9. 1965 Paris Mark, Weiss 

(Freizeit) 

Subkommission Nr.6 5. 
(Öffentliche Gesundheit) 

5. 1965 Straßburg Firnberg 

Juridische Kommission 
Subkommission Nr. 10 30.10.1965 Paris Mark 

(Strafrecht) 

Subkommissi,on Nr.20 27. 9. 1965 Straßburg Gratz, TonCic 
(Einheitliche Auslegung von 12. 11. 1965 Paris TonCic 

Verträgen) 

Sub kommission Nr. 15 25. 4. 1966 Rom Mark 
(programm der zukünftigen 

Arbeit) 

Kulturkommission 
Subkommission für Wissen- 1. 9.1965 Paris Mark 

schaftliche Fragen 5. 4. 1966 Paris Mark 

Gemeindekommission ' 
Subkommission für den 1. 7. 1965 Paris Reichl 

Europapreis 28. 3.1966 Paris Reichl 

Sub kommission für Regional- 30. 6. 1965 Paris Kranzlmayr 
planung 26.11. 1965 Amsterdam Kranzlmayr 

Landwirtschaftskommission 
Subkommission für die 25. 11. 1965 Rom Reichl 

Beziehungen zur F. A. O. 

Flüchtlingskommission 
Subkommission für Fremd- 24. 3.1966 ' Paris Firnberg 

arbeiter 

Österreicbi,ch. Staaudruckerci. 9380 66 
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